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Missstände in Berufskrankheiten-
Feststellungsverfahren aus
gewerbeärztlicher Sicht

ÜberBerufskrankheiten(BKen)wirdseit
Jahrzehnten kontrovers diskutiert.Medi-
en berichten regelmäßig überMissstände
in der Begutachtung von BKen. Im Rah-
men einer früheren Studie unserer Ar-
beitsgruppe (AG) der Vereinigung Deut-
scher Staatlicher Gewerbeärzte e.V. er-
gaben sich Hinweise auf einen Beweis-
notstand sowie vielfältige Missstände in
BK-Feststellungsverfahren [62].

Im Jahr 2019 wurden in Deutschland
84.853 BK-Verdachtsanzeigen erstattet.
Davon wurden 20.422 (24,1%) als BKen
anerkannt, 4806 Versicherte (5,7%) be-
kamen eine Rente zugesprochen, 2581
(3%) BKen verliefen tödlich [19]. Die
aktuelleListederBKenenthält82Positio-
nen [4].WelcheErkrankungen indieBK-
Liste aufgenommen werden, bestimmt
die Bundesregierung mit Zustimmung
der Länder. Das 7. Sozialgesetzbuch
(SGB VII) regelt Anzeigepflichten von
Ärzten, Zahnärzten und Unternehmern
bei einem (begründeten) Verdacht auf
eine BK oder einen Arbeitsunfall. In der
Berufskrankheiten-Verordnung (BKV)
ist festgelegt, dass die für den medizini-
schen Arbeitsschutz zuständigen Stellen

Die Veröffentlichung gibt nicht die Auffassung
der jeweiligenLandesregierungwieder.

AusGründenderbesseren Lesbarkeitwurde
das generischeMaskulinumverwendet. GKund
UBAteilensichdieLetztautorschaft.

der Länder bei der Feststellung vonBKen
mitwirken(§4Abs. 1BKV).DieseAufga-
be übernimmt in der Regel der Staatliche
Gewerbearzt bzw. Landesgewerbearzt.
Die Unfallversicherungsträger (UVT)
müssen diese Stellen im BK-Verfahren
beteiligen.Die fürdenmedizinischenAr-
beitsschutz zuständigen Stellen können
mit den UVT Einzelheiten des Ver-
fahrens vereinbaren (§ 4 Abs. 2 BKV).
Wird der Gewerbearzt beteiligt, müssen
die UVT ihn vor der abschließenden
Entscheidung über die Ergebnisse ihrer
Ermittlungen unterrichten. Sollten die
Ermittlungen der UVT unvollständig
sein, kann der Gewerbearzt ergänzende
Beweiserhebungen vorschlagen; diesen
Vorschlägenmüssen die UVT folgen (§ 4
Abs. 3 BKV).DerGewerbearzt kannVer-
sicherte befragen und untersuchen oder
andere Ärzte auf Kosten der UVT mit
Untersuchungen beauftragen. Er kann
auch eigene Zusammenhangsgutachten
erstellen (§ 4 Abs. 4 BKV).

Die UVT sind branchennah organi-
siert, die Länder föderal. Dadurch ent-
steht für die gewerbeärztlichen Dienste
und UVT ein erheblicher Organisati-
onsaufwand. Zudem differiert die Zahl
der Gewerbeärzte in den 16 Ländern
stark. Obwohl sich Deutschland und
die übrigen Mitgliedsländer der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO)
1950 verpflichtet haben, der Arbeits-

schutzaufsicht eine ausreichende Zahl
von Fachleuten auf den Gebieten der
Heilkunde zur Seite zu stellen (Art.
9–10 des Übereinkommens 81 der ILO),
hat sich die Zahl der Gewerbeärzte in
Deutschland seit 1995 mehr als halbiert
[19] und sinkt kontinuierlich weiter. Das
liegt in der Verantwortung der einzelnen
Bundesländer.

Die Mitwirkung in BK-Verfahren
steht in Konkurrenz zu weiteren gewer-
beärztlichen Aufgaben. Dazu gehören
u. a. die Prävention arbeitsbedingter Er-
krankungen, die praktische Umsetzung
der arbeitsmedizinischenBetreuung und
Vorsorge nach dem Arbeitssicherheits-
gesetz und der Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge, der Schutz
besonderer Personengruppen und die
Beratung zu psychischen Belastungen
am Arbeitsplatz. Die einzelnen Länder
setzen hier unterschiedliche Prioritäten.
Dies führt zu einer unterschiedlichen
Gewichtung und tatsächlichen Mitwir-
kung in BK-Feststellungsverfahren.

Gewerbeärzte sind in der Regel
Fachärzte für Arbeitsmedizin mit lang-
jähriger Berufserfahrung. AlsMitglieder
der staatlichen Arbeitsschutzverwaltung
sind sie von den UVT unabhängig und
frei von Interessenkonflikten. Aus ih-
rer Aufsichts- und Beratungstätigkeit
kennen sie die konkreten Expositions-
bedingungen an Arbeitsplätzen. Ihre
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arbeitsmedizinische und versicherungs-
rechtliche Kompetenz ermöglicht es ih-
nen in besonderemMaße, Missstände in
BK-Feststellungsverfahren zu erkennen.

Das Ziel dieser Arbeit ist es, anhand
von eigenen Umfrageergebnissen und
konkreten BK-Fallbeispielen sowie Er-
fahrungen aus der gewerbeärztlichen
Mitwirkungspraxis im Sinne des § 4
der BKV die Qualität der BK-Feststel-
lungsverfahren sowie Probleme und
Missstände zu beschreiben. Auf Basis
unserer Erkenntnisse werdenVorschläge
zur Verbesserung der Qualität der BK-
Feststellungsverfahren abgeleitet.

Methoden

Bei dieser Arbeit handelt es sich um eine
deskriptive Beobachtungsstudie aus der
gewerbeärztlichenTätigkeit im Sinne des
§ 4 Abs. 1 BKV. Die Ergebnisse für Miss-
stände inBK-Feststellungsverfahren sind
tabellarisch dargestellt.

Fallbeispiele für Missstände

Die Fallbeispiele (n= 42) stammen, bis
auf wenige Fälle von besonderer Trag-
weite (weitere n= 3; 2 davon stammen
aus der Tätigkeit eines Autors [UBA]
als Gerichtsgutachter), aus der gewer-
beärztlichen Mitwirkung der Autoren
in den Ländern Brandenburg, Hamburg
undHessen imRahmen der BK-Feststel-
lungsverfahren der letzten 8 Jahre. Die
Fallbeispiele wurden nach individueller
Präferenz des jeweiligen Autors unter
Berücksichtigung der länderspezifischen
Bearbeitungsschwerpunkte vorgeschla-
gen. Sie wurden in Telefonkonferenzen
kritisch diskutiert und nur dann für
das Manuskript ausgewählt, wenn alle
Autoren sie für geeignet im Sinne der
Ziele dieser Arbeit bewertet haben. Die
Kategorien der Missstände für die Ein-
gruppierung der Fallbeispiele wurden
von den Autoren vor der Diskussion
und Auswahl der Fallbeispiele anhand
ihrer Erfahrung definiert. Die Zahl der
Fallbeispiele wurde willkürlich auf je-
weils 15 pro Kategorie des Missstandes
limitiert und die konkreten Missstände
wurden benannt. Es sollen möglichst
viele verschiedene Missstände darge-
stellt werden, die relevant sind und sich

bei häufigen BKen zeigen. Die Darstel-
lung erfolgt nach einem einheitlichen
Schema.

Umfrage zur Qualitätskontrolle der
medizinischen Begutachtung in
BK-Verfahren

ImZeitraum05–06/2018 befragte unsere
AG schriftlich in standardisierter Form
die DGUV, ihre Landesverbände, 10 ge-
werbliche UVT und 21 Unfallkassen zu
Gutachterverzeichnissen, zur Qualifizie-
rung ihrerberatendenÄrzteundGutach-
ter für die Aufgaben in BK-Feststellungs-
verfahren und zumUmgangmitmangel-
hafter Gutachtenqualität. Unsere Fragen
werden nachfolgend zusammengefasst:
1. Wie werden Fachärzte in das Gut-

achterverzeichnis Ihrer Verwaltung
aufgenommen?

2. Bieten Sie regelmäßige Fortbildungen
für Ihre BK-Gutachter an? Falls ja,
welche konkreten Fortbildungsver-
anstaltungen wurden im Jahr 2017
angeboten?

3. Wird die Qualität der Zusammen-
hangsgutachten überprüft? Falls ja,
welche Methoden setzt Ihr UVT
dabei ein? Wie wird mit ärztlichen
Gutachtern bei mangelhafter Gutach-
tenqualität verfahren?

4. Werten Sie die Empfehlungen (Aner-
kennung bzw. Ablehnung einer BK)
der Gutachter aus?

Umfrage zur gewerbeärztlichen
Bearbeitung von BK-Fällen

Die Mitwirkung der gewerbeärztlichen
Dienste der Länder im BK-Verfahren
wurde schriftlich mittels eines stan-
dardisierten Fragebogens erhoben. Die
nachfolgenden Fragen (zur besseren
Übersicht gekürzt aufgeführt) an die
Gewerbeärzte der Länder wurden unter
den Autoren abgestimmt:
1. Wie viele und welche BK-Fälle

wurden 2019 in Ihrem Bundesland
bearbeitet?

2. Welche BK-Ziffern wurden 2019/
werden in Ihrem Bundesland prinzi-
piell nicht bearbeitet?

Der Anteil der bearbeiteten BK-Fälle an
allen Fällen wurde aus den erhobenen

Fragebogendaten unter Berücksichti-
gung der BK-Fallzahlen des jeweiligen
Bundeslandes nach dem Unfallverhü-
tungsbericht 2019 [19] ermittelt.

Ergebnisse

In diesem Kapitel werden die wesentli-
chen Missstände in folgenden Bereichen
dargestellt: Ermittlungenderarbeitstech-
nischenVoraussetzungen,Gutachteraus-
wahl und -qualifikation, beratungsärzt-
liche Stellungnahmen und Zusammen-
hangsbegutachtung, Behandlung der
Verfahren in UVT-Verwaltungen, in
Renten- und Widerspruchsausschüssen
sowie im Sozialgerichtsverfahren und
gewerbeärztliche Mitwirkung in BK-
Verfahren.

Probleme bei der Ermittlung
der arbeitstechnischen
Voraussetzungen

Bei der Feststellung von BKen wird die
berufliche Exposition durch Präventi-
onsdienste bzw. Technische Aufsichts-
dienste (TAD) der UVT ermittelt. Die
Präventionsdienste sollen in allen Fällen
„umfassend sowie mit größter Sorgfalt
und Genauigkeit“ ermitteln [44]. Die ge-
werbeärztliche Erfahrung zeigt jedoch,
dass die FeststellungderHöheundDauer
der beruflichen Einwirkung häufig Män-
gel aufweist. Zur Veranschaulichung
dienen Beispiele in . Tab. 1.

Unsere Fallbeispiele in . Tab. 1 zei-
gen, dass Probleme bei Ermittlungen
der arbeitstechnischen Voraussetzungen
besonders BKen betreffen, für die eine
Expositionsdosis auf wissenschaftlicher
Grundlage ermittelt wurde (u. a. BK-
Nrn. 1318, 2108, 4104).

Zusammenhangsbegutachtung

Aus dem weiten Feld der medizinischen
Zusammenhangsbegutachtung können
nachfolgend nur Teilaspekte behandelt
werden.

Chronische bzw. wiederholt
rückfällige Erkrankungen
Erkrankungen des Muskel-Skelett-Sys-
tems oder allergische bzw. irritativ-
toxische Erkrankungen der Lunge und
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Missstände in Berufskrankheiten-Feststellungsverfahren aus gewerbeärztlicher Sicht

Zusammenfassung
Hintergrund. Qualitätsmängel in Berufs-
krankheiten(BK)-Verfahren führen meist zur
Ablehnung einer BK. Wir stellen Missstände
dar, die sich bei der gewerbeärztlichen
Mitwirkung gem. § 4 Berufskrankheiten-
Verordnung zeigen und präsentieren
Vorschläge zur Verbesserung der Qualität der
BK-Verfahren.
Methodik. Eine Arbeitsgruppe der Vereini-
gung Deutscher Staatlicher Gewerbeärzte
e.V. hat mittels strukturierter Fragen und
anhand eigener Erfahrungen die Qualität der
BK-Verfahren und deren Überprüfung durch
gesetzliche Unfallversicherungsträger (UVT)
untersucht. Missstände in BK-Verfahren aus
3 Bundesländern werden beschrieben und

jeweils 15 Fallbeispiele für die häufigsten
Kategorien dargestellt.
Ergebnisse. Als Folge der kontinuierlichen
Abnahme der Zahl der Gewerbeärzte liegt
die gewerbeärztliche Bearbeitungsquote der
BK-Fälle in 10 Ländern bei <40%, in 8 davon
bei ≤28% und in 4 bei ≤6%. Im Zeitraum
2017–2022 wurden folgende Kategorien
für Missstände festgestellt: „Probleme bei
der Ermittlung arbeitstechnischer Voraus-
setzungen“, „fehlerhafte beratungsärztliche
oder gutachterliche Stellungnahmen“ und
„Verfahrensfehler der UVT-Verwaltungen“.
Angaben der UVT deuten darauf hin, dass eine
wirksame Qualitätskontrolle der BK-Verfahren
nicht stattfindet.

Diskussion. Es wurde eine Vielzahl typischer
Missstände festgestellt, die im Wesentlichen
durch die UVT, beratende Ärzte und Gutachter
verursacht werden. Unsere Ergebnisse sollten
repräsentativ für Länder mit relevanter
gewerbeärztlicher BK-Bearbeitung sein.
Fehlt diese, ist von einer erheblichen Zahl
unerkannter Missstände auszugehen. Eine
höhere gewerbeärztliche Bearbeitungsquote
und die Umsetzung unserer Vorschläge sind
geeignet, die Qualität der BK-Verfahren
wesentlich zu verbessern.

Schlüsselwörter
Berufskrankheit · Berufskrankheitenrecht · Me-
dizinische Begutachtung · Qualitätskontrolle ·
Missstände in Berufskrankheitenverfahren

Deficiencies in occupational disease determination procedures from the perspective of occupational
physicians

Abstract
Background. Quality deficiencies in occupa-
tional disease (OD) procedures usually lead
to rejection of an OD. This article describes
the deficiencies evaluated within a project
of occupational physicians in medical labor
inspection divisions processing OD according
to § 4 of the Ordinance of Occupational
Diseases in Germany and presents suggestions
for improving these procedures.
Methods. In this study a working group of
the Association of German Federal State
Occupational Physicians evaluated the quality
of the OD procedures and their review by
statutory accident insurance institutions
using structured questionnaires and own
experience. Deficiencies in OD procedures
from 3 federal states are described and

15 cases are presented for common deficiency
categories.
Results. Following the decrease in the number
of occupational physicians in the federal states
in Germany, the processing rate of OD cases
is <40% in 10 states, ≤28% in 8 and ≤6% in
4 states. Between2017 and 2022 the following
deficiency categories were identified:
problems in the investigation of hazardous
occupational exposure, incompetentmedical
advice or expert opinions and procedural
errors by the statutory accident insurance
institutions administration. Statutory accident
insurance institution statements indicate that
no effective supervision of the quality of OD
procedures is implemented.
Discussion. Numerous deficiencies were
identified for which the statutory accident

insurance institutions, advisory physicians, or
appraisers were responsible in most cases. The
results of this study should be representative
for federal states with relevant OD processing
rates. In the absence of quality evaluation
a considerable number of deficiency cases
can be assumed. Higher processing rates in
the federal states by occupational physicians
and implementation of these proposals
are suitable to improve the quality of OD
procedures.

Keywords
Occupational disease · Occupational disease
law · Medical expert opinions · Quality
control · Deficiencies in occupational disease
procedures

derHautmüssen, umalsBKenanerkannt
zu werden, einen chronischen bzw. wie-
derholt rückfälligen Verlauf zeigen [72].
Innerhalb von 26 Wochen abgeheilte Er-
krankungsfolgen können nicht entschä-
digt werden [41]. Eine Hauterkrankung
kann als BK nach Nr. 5101 auch bei
besonderer Erkrankungsschwere aner-
kannt werden. Bei einem leichteren bzw.
limitierten Kontaktekzem zwingt das
BK-Recht Versicherte nach Abheilung

oder weitgehender Besserung mindes-
tens 2 Mal zur erneuten Gefährdung
und Provokation eines Rückfalls, damit
ihre Hauterkrankung anerkannt werden
kann [41]. Häufig geben Berufsanfän-
ger, z.B. in Koch- oder Friseurberufen,
ihre Ausbildung oder Tätigkeit auf, um
Krankheitsrückfälle zu vermeiden. Dies
führt dazu, dass Umschulungskosten
auf andere Sozialversicherungsträger
verlagert werden.

Konkurrierende Teilursachen
Bei Atemwegserkrankungen, Lungen-
und Harnblasenkrebs kann das Rauchen
eine wesentliche persönliche und damit
nichtversicherte Teilursache darstellen
[72]. In der gewerbeärztlichen Praxis se-
hen wir bestimmte Gutachter, die BKen
auch bei nicht wesentlichen persönli-
chen Risiken grundsätzlich ablehnen.
Andere Gutachter vertreten dagegen die
Meinung, dass persönliche Risiken der
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Tab. 1 Fallbeispiele zuMissständenbei der Ermittlung der arbeitstechnischen Voraussetzungen durchUVT
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -Nummer Missstand

Fall 1 – BK 1318
78-jähriger Versichertermit Non-Hodgkin-Lymphom (NHL), 1950–91 Tätigkeit als Tischler und Bauarbeiter. Der Technische
Aufsichtsdienst (TAD) stellt fest, dass kein beruflicher Benzolkontakt vorlag; der Unfallversicherungsträger (UVT) möchte
eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt weist den UVT auf Kontakt mit Mattine hin und fordert Ermittlungen i. S. des IFA-Ringbuchs Nr. 9105
[39].
Die Nachermittlung ergibt 14,2ppm-Benzoljahre (BJ). Der beratende Arzt weist auf die Unterschreitung der geforderten
16–20ppm-BJ hin. Der TAD ermittelt nun unter Berücksichtigung verunreinigter Nitroverdünnung 16,6ppm-BJ. Der be-
ratende Arzt empfiehlt jetzt eine BK. Der UVT erkennt eine BK 1318mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) von
30% an

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 2 – BK 1318
71-jähriger Versichertermit Mantelzell-Lymphom. Er hat 1969–2011 als Schlosser Metallteile und die Hände mitWasch-
benzin gereinigt. Der TAD berechnet 13,8ppm-BJ. Der UVTmöchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt weist auf fehlende Berücksichtigung der inhalativen Exposition hin. Gegebenenfalls sei die DGUV Clea-
ringstelle „Benzol“ zu beteiligen.
Die Neuberechnung der Exposition ergibt 35,8ppm-BJ. In seinem Zusammenhangsgutachten empfiehlt der beratende
Arzt des UVT die Anerkennung einer BK 1318mit einer MdE von 70%

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 3 – BK 1318

69-jähriger Versichertermit einem Plasmozytom. Als Maurer, Lackierer und Rohrreiniger 1974–89 Umgangmit Farben und
Verdünner. Der TAD stellt fest, dass eine Benzolexposition nicht nachweisbar bzw. unwahrscheinlich sei. Der UVTmöchte
eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt empfiehlt eine weitere Klärung der Exposition, ggf. unter Einbeziehung der Clearingstelle „Benzol“.
Jetzt geht der TAD von einer Verdünnung der Farben mit Benzol sowie einer Bystanderexposition aus und errechnet
17,3ppm-BJ. Der beratende Arzt bejaht einen Zusammenhang und empfiehlt eine gestaffelte MdE. Der UVT erkennt ei-
ne BK 1318 an

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 4 – BK 1318
59-jährige Versichertemit einer akutenmyeloischen Leukämie (AML). Als Werbemittelherstellerin24 Jahre Kontakt mit
Beschichtungen, Farben, Lösungsmitteln,Waschbenzin. Der TAD errechnet 5,9ppm-BJ als „Worst-case-Betrachtung“. Der
UVT möchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt weist auf fehlende Berücksichtigung von Expositionen undWidersprüche in den Berechnungen hin. Er
empfiehlt die Einschaltung der Clearingstelle „Benzol“.
Die Clearingstelle geht von >10ppm-BJ aus. Der UVT erkennt nach einer Begutachtung eine BK 1318mit einer MdE von
100% an

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 5 – BK 1318
77-jähriger Versichertermit NHL, Tätigkeit als Traktorist, Kraftfahrer und Hilfsschlosser in einer landwirtschaftlichenPro-
duktionsgenossenschaft (LPG), Reinigung von Luft-/Kraftstofffiltern mit Waschbenzin. Der TAD des UVT 1 errechnet für
1955–59 16,8ppm-BJ bei täglich 1h inhalativemKontakt und Benetzung der Hände und Unterarmemit Waschbenzin.
Der TAD des UVT 2 stellt für die gleiche Tätigkeit von 1959–68 1,7ppm-BJ fest. Gelegentliche Benetzung der Hände mit
Waschbenzin sei unbeachtlich. Der UVT 2 möchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt weist auf die Differenz der Berechnungen hin und empfiehlt eine Begutachtung. UVT 2 fordert UVT 1 zur
Korrektur auf, die nun 2,3 (gesamt: 4,0) ppm-BJ ergibt und teilt dem Gewerbearzt mit, dass die Exposition nicht ausreiche.
Dieser weist auf die Differenz zwischen der Benzolkonzentration imWaschbenzin für die Berechnung und den Angaben
im IFA-Ringbuch Nr. 9105 (1,5 vs. 5Vol.-%; [39]) hin und empfiehlt, die Clearingstelle „Benzol“ zu beteiligen.
Die Neuberechnung durch UVT 2 nach Vorgaben der Clearingstelle ergibt 19,7ppm-BJ. Es erfolgen eine Begutachtung
und Anerkennung einer BK 1318mit einer MdE von 80%

Unterschiedliche Berech-
nung gleichartiger Exposi-
tionen durch UVT
Nichtbeachtung der Kon-
zentrationsangaben im
IFA-Ringbuch Nr. 9105 [39]

Fall 6 – BK 1318

78-jähriger Versicherter ist an AML erkrankt. Er führte als Traktorist, Gleisbauarbeiter und Kranführer 1952–84 Reparaturar-
beiten durch und reinigteWerkstücke und Hände mit Waschbenzin. Die TAD berechnen 5,3ppm-BJ. UVT 1 stellt 1952–55
regelmäßige Reinigungmit Waschbenzin im Zuständigkeitsbereichdes UVT 2 fest. Der UVT 1 veranlasst aber keine Be-
rechnung der Benzolexposition durch UVT 2.
Der Gewerbearzt weist auf die fehlende Beurteilung für 1952–55 hin.
Die Nachermittlung ergibt weitere 2,5 (gesamt: 7,8) ppm-BJ. Der Gutachter ermittelt weitere Benzolexpositionen und
empfiehlt die Anerkennung einer BK 1318. Der UVT erkennt eine BK mit einer MdE von 100% an

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen
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Tab. 1 (Fortsetzung)
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -Nummer Missstand

Fall 7 – BK 2103
44-jähriger Versichertermit Arthrose des Schultereckgelenkes links, Bursitis subacromialis et subdeltoidea und inkomplet-
ter Ruptur der Supraspinatussehne. Er hat lt. TAD als Maurer, Trockenbauer und Putzer fast 27 Jahre 10% seiner Arbeitszeit
mit Stemmhämmern und pressluftgetriebenenWerkzeugen gearbeitet. Der TAD bewertet die Belastung als nicht ausrei-
chend. Der UVT möchte eine BK ablehnen.
Die vom Gewerbearzt veranlasste Neuberechnung durch einen spezialisiertenPhysiker ergibt 25fach höhere Exposition als
vom TAD geschätzt. Der Gewerbearzt empfiehlt eine Begutachtung.
Der orthopädische Gutachter empfiehlt eine Anerkennung, die vom beratenden Arzt des UVT kritisiert wird. Der UVT
veranlasst ein 2. Gutachten durch einen beratendenArzt. Dieser empfiehlt eine Ablehnung ohne geeigneten Literatur-
nachweis.
Der Gewerbearzt erstellt ein eigenes Zusammenhangsgutachtenund empfiehlt eine Anerkennung. Der UVT lehnt eine BK
2103 ab

Fehlerhafte Berechnung
der Schwingungsbelas-
tung
Obwohl 2 Gutachten eine
Anerkennung empfehlen,
folgt der UVT dem Gut-
achten seines beratenden
Arztes

Fall 8 – BK 2108
30-jährige Schreinerin mit einem Bandscheibenprolaps im Segment L5/S1 und ohne außerberuflich bedingte konkur-
rierende Faktoren. Der TAD ermittelt eine kumulative Dosis nach demMainz-Dortmunder-Dosismodell (MDD) von 3,6
Mega-Newton-Stunden (MNh). Wegen Unterschreitung des Richtwertes von 17MNh wird eine BK 2108 abgelehnt sowie
eine Klage vor dem Sozialgericht abgewiesen.
Im Verfahren vor dem Landessozialgericht (LSG) berechnet ein arbeitsmedizinischerGutachter, der das MDDmitent-
wickelt hat, 16,2MNh, bejaht das 2. und 3. Zusatzkriteriumder Konstellation B2 der Konsensempfehlungen [21] und
empfiehlt eine BK. Der Gutachter berücksichtigt dabei das Bundessozialgerichts(BSG)-Urteil vom 30.10.2007 (Az.: B 2U
4/06R), in dem die MDD-Dosis für Männer halbiert wurde und überträgt die Rechtsprechung auf Frauen. Das LSG schließt
sich dem Gutachten an und verurteilt den UVT, eine BK 2108mit einer MdE von 20% anzuerkennen. Das BSG-Urteil mit
MDD-Gesamtdosis-Halbierung sei auf Frauen zu übertragen (rechtskräftiges Urteil des Hessischen LSG vom 29.10.2013,
Az.: L 3U 248/07)

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 9 – BK 2108
46-jährige Melkerinmit einer drittgradigen Chondrose im Segment L5/S1; keine außerberuflich konkurrierenden Faktoren.
Der TAD ermittelt eine MDD-Dosis in Höhe von 7,3 MNh. Der UVT lehnt die arbeitstechnischenVoraussetzungen und eine
BK ab. Der Widerspruchsausschuss und das Sozialgericht lehnen eine BK ab.
Im Verfahren vor dem LSG kommt ein arbeitsmedizinischerGutachter, der das MDD mitentwickelthat, zu einer Gesamt-
dosis von 57,35MNh. Er stuft das „Schaufeln“ von Mist als wirbelsäulenbelastendeTätigkeit ein und empfiehlt die Aner-
kennung einer BK wegen einer Konstellation B1 [21]. Das LSG verurteilt den UVT zur Anerkennung einer BK 2108mit einer
MdE von 20% (rechtskräftiges Urteil des Sächsischen LSG vom 12.12.2013, Az.: L 2U 125/12)

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 10 – BK 2301

60-jähriger Schmied und Bauarbeiter. Der UVT lehnt eine BK ab, weil die berufliche Lärmexposition 17 Jahre vor dem
Bemerken der Hörminderung beendet wurde.
Der Gewerbearzt empfiehlt aufgrund erheblicher Lücken TAD-Nachermittlungen und ggf. eine Begutachtung. Es zeigt
sich, dass eine Lärmexposition von 46 Jahren bis zum Beginn der Hörminderung bestand. Der Gewerbearzt kritisiert das
Zusammenhangsgutachtendes HNO-Arztes wegen Nichtbeachtung der Königsteiner Empfehlung [43] und empfiehlt eine
Anerkennung einer BK 2301.
Der UVT folgt seiner Empfehlung und erkennt eine BK ohne MdE an

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 11 – BK 2301
59-jähriger Betonwerker. Der TAD ermittelt eine Lärmexposition für 15 Jahre von 84–87dB (A) durch Rütteltische. Der
Versicherte sei 4 Jahre vor Bemerken seiner Schwerhörigkeit nicht mehr lärmexponiert gewesen. Der beratende HNO-Arzt
lehnt eine BK 2301 wegen zu geringer Exposition und Seitendifferenz der Hörkurve ab.
Der Gewerbearzt kritisiert die nicht nachvollziehbare Berechnung der Lärmexposition und fordert Angaben zu Messver-
fahren/-toleranzen.
Der TAD teilt mit, dass die Berechnung orientierend und der Versicherteweiterhin zu 50% der Arbeitszeit im Lärmbereich
tätig sei. Er errechnet jetzt 90dB (A) für die ersten 15 Jahre und bis zur BK-Anzeige 85dB (A). Da das Zusammenhangsgut-
achtenWidersprüche aufweist, empfiehlt der Gewerbearzt eine weitere Begutachtung. Der Zweitgutachter empfiehlt eine
BK. Der Gewerbearzt schließt sich diesem an. Der UVT erkennt eine BK 2301mit einer MdE von 10% an

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 12 – BK 4104
71-jähriger Versicherter erkrankt mit 59 Jahren an Lungenkrebs. Nach Remission 12 Jahre später eine Neuerkrankung.
Radiologisch keine asbesttypischen Lungen-/Pleuraveränderungen. Als Isolierer und Dachdecker Sägen und Bohren von
Wellasbest und Fassadenplatten, Kontakt zu Asbestschnüren/-dichtungen. Der TAD des UVT 1 errechnet für 1958–66
12,1Asbestfaserjahre (AFJ). Für gleichartige Tätigkeit 1972–90 errechnet der TAD des UVT 2 10,4AFJ (gesamt: 22,5AFJ). Der
für das Verfahren verantwortliche UVT 2 möchte eine BK ablehnen.
Dem Gewerbearzt fällt auf, dass die TAD die Expositionen bei gleichen Arbeitsabläufen unterschiedlichbewerten. Er weist
den UVT 2 auf Abweichungen vom DGUV-Report „Faserjahre“ [37] hin und empfiehlt Nachermittlungen.
Der UVT 2 möchte eine BK weiterhin ablehnen. Auf erneute Intervention des Gewerbearztes ermittelt dieser 12,3AFJ und
der UVT 1 13,2AFJ (gesamt: 25,5AFJ). Es erfolgt die Anerkennung als BK 4104

Unterschiedliche Bewer-
tung gleicher Expositionen
durch TAD verschiedener
UVT
Nichtbeachtung der Emp-
fehlungen zu Nachermitt-
lungen
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Tab. 1 (Fortsetzung)
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -Nummer Missstand

Fall 13 – BK 4201
58-jähriger Mannmit fibrosierender exogen allergischer Alveolitis (EAA), seit 2011 zunehmende Atemnot. Als Produkti-
onsmitarbeiter (1987–91) und als Produktions- (1992–2004) und Betriebsleiter (seit 2004) Verarbeitung von Obst/Gemüse.
Der TAD lehnt die arbeitstechnischenVoraussetzungen ab, da Schimmelpilze nicht gesehen wurden. Der UVTmöchte eine
BK ablehnen.
Der Gewerbearzt empfiehlt eine Begutachtung, die der UVT nach längerer Weigerung in Auftrag gibt.
In einer Spezialklinikwird u. a. mittels Spiral-CT und Lavage eine chronische EAA bestätigt und eine BK 4201mit einer MdE
von 40% empfohlen. Der beratende Arzt rät, dieser Empfehlung zu folgen. Auf Nachfrage des Gewerbearztes teilt der UVT
mit, dass eine BK wegen fehlender arbeitstechnischer Voraussetzungen abgelehnt wurde. Gewerbeärztlich geforderte
Arbeitsplatzmessungen lehnt der UVT ab

Weigerung des UVT zur
Ausschöpfung von Ar-
beitsplatzermittlungen
Nichtbeachtung gutach-
terlicher Empfehlungen
Information des Gewerbe-
arztes über die abweichen-
de UVT-Entscheidung erst
auf Nachfrage

Fall 14 – BK 5103
Ein ehemaliger Berufsfußballer erkrankt mit 61 Jahren an rezidivierenden aktinischen Keratosen bzw. Plattenepithelkarzi-
nom in situ an verschiedenen Stellen am Kopf. Der UVT schickt dem Gewerbearzt, ohne Beteiligung im Verfahren, einen
BK-Ablehnungsbescheid. Laut TAD wurde eine berufliche UV-Belastung von 40% der Lebensbelastungnicht erreicht.
Der Gewerbearzt weist darauf hin, dass Expositionen in Trainingslagern und Turnieren in subtropischen Regionen nicht
berücksichtigt wurden.
Der UVT reicht eine TAD-Beurteilung nach, die die gewerbeärztlichenAnmerkungen nicht berücksichtigt und bleibt bei
einer Ablehnung. Auf dieser Basis verweigert der Gewerbearzt eine weitere Stellungnahme.
Bei einer Abfrage des UVT-Bescheides nach 6 Monaten stellt sich heraus, dass die arbeitstechnischenVoraussetzungen
schließlich als erfüllt bewertet und eine BK 5103 ohne Rente anerkannt wurde

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Fall 15 – „wie BK“ gemäß § 9 Abs. 2 SGB VII (vor Aufnahme in BK-Liste)

Bei einemGlashüttentechnikermit Kehlkopfkrebs lehnt der TAD eine geeignete Einwirkung ab, weil der Versicherte auf-
grund seiner Ausbildungmit Führungsaufgaben keiner relevanten Asbestexposition ausgesetzt gewesen sein könne. Im
Sozialgerichtsverfahren ermittelt ein Uni-Institut für Arbeitsmedizin, dass der Glashüttentechniker häufig im Produktions-
prozess anwesend und einer wesentlichenAsbesteinwirkungausgesetzt war. In seiner Expertise bestätigt ein ehemaliger
leitender TAD der BG der keramischen und Glas-Industrie eine hohe Asbeststaubexposition [63]

Fehlende/unzureichende
Berücksichtigung aller
relevanten Expositionen

Versicherten gesetzlich unfallversichert
sind, da diese in der Regel bereits vor
der Aufnahme der beruflichen Tätigkeit
vorlagen. Insbesondere beim Harnbla-
senkrebs sind die Missstände häufig, da
hier eine kumulative Expositionsdosis
für aromatische Amine (BK-Nr. 1301)
mit breiter wissenschaftlicher Akzeptanz
bisher nicht evaluiert wurde. Ein solches
Beispiel ist in Fall 3 in. Tab. 5dargestellt.

Beschäftigte sind mit ihren individu-
ellen genetischen Merkmalen gesetzlich
unfallversichert [71]. Bei Hauterkran-
kungen wird häufig die atopische Haut-
diathese, die auch genetische Ursachen
hat, als Kofaktor (ca. 40% der Fälle)
oder wesentliches persönliches Risiko
für die Entstehung oder Begünstigung
von Ekzemen betrachtet [41, 46]. Die
Hautatopie schließt daher in der Begut-
achtungspraxis die Anerkennung einer
BK nach Nr. 5101 oftmals aus. Dies
ist insbesondere dann der Fall, wenn
Berufsallergene nicht nachweisbar und
Kontaktekzeme vorwiegend irritativer
Genese sind.

Minderung der Erwerbsfähigkeit
Erst ab einer Minderung der Erwerbsfä-
higkeit (MdE) von 20% wird eine Rente
gewährt. Landwirtschaftliche Unterneh-
mer, deren mitarbeitende Lebenspartner
und Familienangehörige haben erst ab
einer MdE von 30% einen Rentenan-
spruch. Dies führt dazu, dass bei 76,5%
der neu bestätigten bzw. anerkannten
BKen keine Rente gezahlt wird [19]. Im
Jahr 2019 erhielten bei häufigen BKen
wie der Nr. 2301 oder 5103 sogar 97,4
bzw. 89,2% der Versicherten keine Rente
[19], obwohl sie lebenslang unter den
beruflichen Gesundheitsschäden leiden
werden. Bei ihnen wird ein Versiche-
rungsfall anerkannt, der lediglich zu Prä-
ventions- und Rehabilitationsleistungen
des UVT berechtigt. Die Erwartung der
Versicherten, eine Rente als Entschä-
digung zu erhalten, erfüllt sich meist
nicht.

Schwierigkeiten bei Bemessung der
MdE ergeben sich besonders bei ob-
struktiven bzw. gemischten restriktiv/
obstruktiven Atemwegserkrankungen,
da eine Begutachtung ohne Medikamen-
teneinfluss meist nicht durchführbar ist.
Deshalb sind Vorbefunde zur Beschrei-

bungdesKrankheitsverlaufszuwürdigen
[7], um frühzeitig eine Verschlechterung
oder nach erfolgter Expositionskarenz
ggf. eine Verbesserung [60] zu erkennen.
Gewerbeärzten sind Gutachter bekannt,
die bei ihren Entscheidungen externe
Vorbefunde nicht berücksichtigen. Ein
solches Beispiel, bei dem gleich 2 Gut-
achter so verfuhren, ist in Fall 14 in
. Tab. 4 dargestellt.

Ein weiteres Problem ist die fehlen-
de oder nicht eindeutige Benennung
von BK-Folgen in den Bescheiden der
UVT, obwohl Versicherte darauf einen
Anspruch haben (BSG vom 27.07.1989,
2 RU 54/88, Rn 13). Aber auch die
Ausgrenzung von Lungenfunktionsein-
schränkungen als BK-Folge in Beschei-
den bei Frühformen von asbest- und
quarzstaubbedingten Pneumokoniosen
führt zur Benachteiligung der Versi-
cherten, da diese Erkrankungen auch
nach Beendigung der Exposition oft-
mals progredient verlaufen [35, 42]. In
den Anerkennungsbescheiden fehlen re-
gelmäßig Angaben zur Höhe der MdE,
wenn diese noch nicht zu einer Rente
berechtigt (MdE von 10–15%). Den Ver-
sicherten wird lediglich mitgeteilt, dass
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Tab. 2 Ergebnisse der Umfrage bei UVT-Institutionen zur Auswahl der Gutachter sowie zurQualitätskontrolle
Antworten der Unfallversicherungsträger (UVT)Fragen

DGUV als Dachverband und im Namen der UVT Unfallkassen (UK)

Aufnahme in das Gut-
achterverzeichnis der
DGUV bzw. des UVT

Eigene Bewerbung der Gutachter
Werbung um Gutachter bei Fachseminaren
Voraussetzungenwerden durch Landesverbände nach Begut-
achtungsempfehlung [56] geprüft
Ggf. werden Mustergutachten verlangt

Eigene Bewerbung der Gutachter, Vorschläge durch Bera-
tungsärzte, Gewerbeärzte, bekannte Fachärzte
Nennung im DGUV-Verzeichnis, Gutachter aus Sozialge-
richtsverfahren, eigene Recherche
Nennung durch UVT oder Sozialversicherungsträger

Eigene Gutachterver-
zeichnisse der UVT

Landesverbände führen ein gemeinsames DGUV-Verzeichnis
In der Regel keine eigenen Gutachterverzeichnisse
In Einzelfällen Beauftragung anderer Gutachter

Die meistenUK greifen auf das DGUV-Verzeichnis zurück
Einzelne UK führen eigene Gutachterverzeichnisse

Gutachterbezogene
Auswertung der Ergeb-
nisse

Keine Überwiegend keine; einzelne UK werten die Ergebnisse aus

Überprüfung der Gut-
achtenqualität

Verweis auf Begutachtungsempfehlungen
Prüfung auf Schlüssigkeit, Rückfrage beim Gutachter, Einho-
lung eines Zweitgutachtens nach Akte
UVT informiert den Gutachter, falls sein Gutachten aus forma-
len/inhaltlichenGründen nicht verwertbar ist
Vorlage beim beratenden Arzt

Durch Sachbearbeiter, Sachgebietsleiter anhand der DGUV
Handlungsanleitungen und Begutachtungsempfehlungen
Vorlage beim beratendenArzt
Vereinzelt interne Bewertungssysteme

Umgang mit mangel-
haften Gutachten

Bei wiederholten QualitätsmängelnKontaktaufnahme des
Landesverbandes mit dem Gutachter
Im Extremfall Ausschluss aus dem Gutachterverzeichnis

Rücksprachemit dem Gutachter, Aufforderung zu einer
ergänzenden Stellungnahme
Bei wiederholten Qualitätsmängeln kein neuer Vorschlag als
Gutachter
Ggf. Meldung an den Landesverband

Fortbildungsangebote
für Gutachter

Mitwirkung der DGUV an Fortbildungen der wissenschaftli-
chenmedizinischen Fachgesellschaftenund ärztlichen Berufs-
verbände

Keine

ihre Erwerbsfähigkeit infolge der BK
„nicht um wenigstens 20%“ gemindert
sei. Es fehlt die Information, dass ihnen
bei Hinzutreten einer weiteren MdE von
10% eine Rente zusteht (Stützrententat-
bestand).

Maßnahmen nach § 3 BKV
Im § 3 der BKV ist der Anspruch der
VersichertenaufÜbergangsleistungenim
Arbeitsleben durch die UVT mit allen
geeigneten Mitteln bei einer drohenden
oder eingetretenen BK verankert. Den-
noch sehen wir regelmäßig Fälle, in de-
nen insbesondere eine berufliche Um-
schulung von UVT abgelehnt wird. Als
Gründe geben die UVT unverhältnis-
mäßig hohe Kosten, fehlende Aufgabe
der gefährdendenTätigkeit (nach Entfal-
len des Unterlassungszwanges zukünftig
weniger relevant) oder außerberufliche
Teilursachen für die Entstehung der Er-
krankung an. Auch ein Alter von über
50 Jahren ist erfahrungsgemäß ein Ab-
lehnungsgrund für die Finanzierung ei-
ner Umschulung oder beruflicher Qua-
lifizierungsmaßnahmen, da hier aus den
Ausgaben und den Einkünften aus der
versicherten Tätigkeit kein wirtschaftli-

cher Gewinn bis zum Ruhestand mehr
erwartet wird. Bei der Wahl geeigneter
Mittel ist dem UVT ein Ermessen nach
den Geboten der Wirtschaftlichkeit und
Verhältnismäßigkeit aber nur dann ein-
zuräumen, wenn zwischen mehreren ge-
eigneten Maßnahmen zu entscheiden ist
[69].Eine solcheKonstellation ist inFall 4
in . Tab. 4 dargestellt. Außer der Finan-
zierung einer beruflichen Weiterqualifi-
zierung kann hier keine andere geeignete
Maßnahme abgeleitet werden.

Gutachterauswahl und
Qualitätskontrolle

Das ärztliche Zusammenhangsgutachten
spielt bei der Verwaltungsentscheidung
überdieAnerkennungeinerBKeine zen-
trale Rolle [54]. Die Auswahl des Gut-
achters hat dabei praktisch die Funktion
einesverfahrensentscheidendenPräjudiz
[23, 59, 64]. Den UVT wird seit Jahren
vorgeworfen, sie steuerndenVerfahrens-
ausgang, indem sie Gutachter mit hohen
Ablehnungsquoten auswählen [23, 24].

Im Jahr 1997 hat der Gesetzgeber die
UVT verpflichtet, den Versicherten das

RechtzurAuswahldesZusammenhangs-
gutachters zu gewähren (. Infobox 1).

Dazu schlägt derUVTdemVersicher-
ten3Gutachter vor.DerVersicherte kann
aucheinenanderenGutachterbenennen.
Die UVT folgen dem Gutachterwunsch
desVersicherten, „wenndie Eignungdie-
ses Arztes als Gutachter nachgewiesen
ist“ [41].Die LandesverbändederDGUV
führen ein gemeinsames Verzeichnis der
„Gutachter für Berufskrankheiten“, auf
das die Bundesanstalt für Arbeitsschutz
undArbeitsmedizin(BAuA)verweist [5].
Auch auf der Internetseite derDeutschen
GesellschaftfürArbeitsmedizinundUm-
weltmedizin (DGAUM) sind zertifizierte
Gutachter aufgeführt.Wir sehen imRah-
men unserer Tätigkeit Ablehnung von
BKen durch UVT allein auf der Basis be-
ratungsärztlicher Stellungnahmen zum
Ursachenzusammenhang, ohne dass den
Versicherten die Wahl eines Gutachters
ermöglicht wurde (siehe auch Abschn.
„Beauftragung beratender Ärzte als Gut-
achter“).
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Tab. 3 Häufige Fallkonstellationenmit Überschreitung beratungsärztlicher Kompetenz
Nr. Fallkonstellation Erläuterung

1 Der beratende Arzt beurteilt ohne
Kenntnis der beruflichen Exposition
den Zusammenhang nach Aktenlage

Der beratende Arzt nimmt eine Begutachtung vorweg, indem er allein auf Basis medizinischer Unter-
lagen den Ursachenzusammenhangbeurteilt. Nur wenn er eine Berufskrankheit für wahrscheinlich
hält, werden Ermittlungen zur beruflichen Exposition bzw. ein Zusammenhangsgutachten veranlasst.
Liegen persönliche Risiken vor bzw. sieht er keinen Zusammenhangmit der versicherten Tätigkeit,
wird seine Stellungnahme von der Unfallversicherungsträger(UVT)-Verwaltung als Grundlage für den
Ablehnungsbescheid eingesetzt.a Dies widerspricht der Vereinbarung zur Abgrenzung zwischen einer
beratungsärztlichen Stellungnahmeund gutachterlicher Tätigkeit (. Infobox 3)

2 Der beratende Arzt erstattet eine „be-
ratungsärztliche Stellungnahme zum
Krankheitsbild“. In der Regel äußert
er sich zum Ursachenzusammen-
hang und lehnt die medizinischen
BK-Voraussetzungen sowie weitere
Ermittlungen (z. B. zur Exposition) ab

Der beratende Arzt untersucht den Versicherten, veranlasst Röntgenuntersuchungen und wertet sie
aus, beurteilt konkurrierende Faktoren und nimmt ohne Kenntnis der Exposition zum Zusammen-
hang Stellung. Dabei ordnet er z. B. die Konstellationen B2/B3 nach den Konsensempfehlungen für die
BK 2108 spekulativ zu. Der Versicherte, der vom UVT zur „Untersuchung“ bzw. „Beratung“ einbestellt
wird, dürfte keinen Unterschied zu einer Zusammenhangsbegutachtungerkennen. Die Rechtsauf-
fassung des Bundesdatenschutzbeauftragten lautet: Bei ärztlicher Beurteilung nach körperlicher Un-
tersuchung ist von einer gutachterlichen Tätigkeit auszugehen, auch bei Diagnosesicherung.b Damit
wäre § 200 Abs. 2 SGB VII zu beachten (. Infobox 1)

3 Der beratende Arzt urteilt auf der
Grundlage unzureichender medizini-
scher Befunde oder er überschreitet
seine fachliche Kompetenz

Der beratende Arzt teilt dem UVTmit, dass medizinische Voraussetzungen (z. B. asbestbedingte Ver-
änderungen der Lunge) nicht vorliegen. Das radiologische Bildmaterial, die Betrachtungstechnik und/
oder die Qualifikation des beratenden Arztes entsprechen nicht den Begutachtungsempfehlungen

4 Der beratende Arzt fungiert als letzte
gutachterliche Instanz

Der beratende Arzt soll Stellung zum Zusammenhangsgutachtennehmen. Bei fehlender Schlüssigkeit,
besonders wenn eine BK, ggf. mit Rente, empfohlen wird, erstellt er ein Zusammenhangsgutachten
nach Aktenlage. Faktisch kommt ihm die Rolle des entscheidenden Gutachters zu, der dem Versicher-
ten nicht vorgeschlagen wurde. Nur selten empfiehlt er eine ergänzende Stellungnahme bzw. ein
weiteres Gutachten

5 Der beratende Arzt entscheidet maß-
geblich über die Höhe der Minderung
der Erwerbsfähigkeit (MdE)

In der Regel folgt der UVT der Empfehlung des beratenden Arztes zur MdE-Höhe. Da diese über die
Gewährung einer Rente entscheidet, sollte der Versicherte auch hier das Recht zur Gutachterauswahl
haben.c Beratende Ärzte reduzieren auch die vom Gutachter empfohleneMdE. Die niedrigere MdE
wird vom UVT übernommen. Eine Rücksprachemit dem Gutachter erfolgt häufig nur nach Aufforde-
rung des Gewerbearztes

a–cDie gewerbeärztlichen Erfahrungen entsprechen den Interpretationen des Bundesdatenschutzbeauftragten, a[16], b[10], c[13]

Angaben der Unfallversicherungs-
träger
In . Tab. 2 sind Antworten der UVT-
Institutionen auf unsere Umfrage zu-
sammenfassend deskriptiv dargestellt,
die einen Überblick über den Prozess
der Gutachterauswahl und Qualitäts-
kontrolle gewähren.

Unsere Fragen, die jedem UVT und
den Landesverbänden separat gestellt
wurden, hat die DGUV für die ge-
werblichen UVT (BG Bau, BG ETEM,
BGHM, BGHW, BGN, BG RCI, BG
Verkehr, BGW und VBG) und die Lan-

Infobox 1 SGB VII, § 200,
Abs. 2 – Einschränkung der
Übermittlungsbefugnis

Vor Erteilung eines Gutachtenauftrages
soll der Unfallversicherungsträger dem
Versichertenmehrere Gutachter zur Auswahl
benennen; die betroffene Person ist
außerdem auf ihr Widerspruchsrecht nach
§ 76 Abs. 2 des Zehnten Buches hinzuweisen
und über den Zweck des Gutachtens zu
informieren.

desverbände „koordiniert“ beantwortet.
Von 21 befragten Unfallkassen haben
6 nicht geantwortet bzw. die Antwort
verweigert, daunsereFragen interneVer-
waltungsabläufe betreffen würden. Nach
Auskunft der DGUV orientieren sich
die BK-Sachbearbeiter im Wesentlichen
am gemeinsamen Gutachterverzeichnis
der Landesverbände. Eine Unfallkasse
hat uns mitgeteilt: „Jeder UVT führt
eigene Gutachterlisten.“ Fast alle UVT
verneinten in unserer Umfrage eine
Auswertung der Begutachtungsergeb-
nisse bezogen auf einzelne Gutachter.

Gewerbeärztliche Erfahrungen
Im Rahmen unserer Mitwirkung in BK-
Verfahren stellen wir häufig Qualitäts-
mängel beratungsärztlicher Stellungnah-
men und Gutachten fest. Bei bestimm-
ten BKen (besonders bei den BK-Nrn.
2102/2112, 2108/2110 und den Krebser-
krankungen) findet nach unserer Erfah-
rung eine Bevorzugung von Gutachtern
statt, die in einemVertragsverhältnis mit
dem UVT stehen wie beratende Ärzte

oder Ärzte, die in berufsgenossenschaft-
lichen Institutionen bzw. privaten Gut-
achteninstituten tätig sind.

Beauftragung beratender Ärzte als
Gutachter. Die UVT verpflichten Ärzte,
die den Sachbearbeiter im BK-Feststel-
lungsverfahren beraten sollen. Informa-
tionen zu beratenden Ärzten werden
nicht bekannt gegeben. Obwohl UVT
die Auffassung vertreten, dass Zusam-
menhangsbegutachtung nicht zu den
Aufgaben der beratenden Ärzte gehört
[18], ist ihre Beauftragung als Gutachter
zu komplexen Fragen alltägliche Praxis.
So wird bei einigen UVT insbesondere
bei der BK-Nr. 1318 nahezu ausschließ-
lich derselbe Gutachter beauftragt, der
auch als beratender Arzt bei denselben
UVT tätig ist.

Die Entscheidung, ob eine bera-
tungsärztliche Stellungnahme oder ein
Gutachten in Auftrag gegeben wird, liegt
ausschließlich im Ermessen des UVT
[15]. Typische Überschreitungen der
beratungsärztlichen Kompetenz sind in
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Tab. 4 Fallbeispiele für fehlerhafte beratungsärztliche oder gutachterliche Beurteilung
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -nummer Missstand

Fall 1 – BK 1301
68-jähriger Versicherter ist an einemmultilokulärenHarnblasenkarzinom erkrankt. Als Maurer in einer landwirtschaftlichenPro-
duktionsgenossenschaft hat er Dächer mit Heißteer ausgebessert und war in 12 Jahren >3000h gegenüber 2-Naphthylamin
exponiert. Beratungsärztlichwird die kumulative 2-Naphthylamin-Dosis mit ≈1mg berechnet und der berufliche Zusammen-
hang mit Verweis auf die von Weiß et al. [74] vorgeschlagene Verdoppelungsdosis von 6mg als wenig wahrscheinlich bezeich-
net.
Der Gewerbearzt empfiehlt eine Begutachtung.
Die Gutachter und Autoren der o.g. Publikation bewerten die Exposition jedoch als ausreichend und empfehlen eine BK-Aner-
kennungmit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 50%. Der Unfallversicherungsträger (UVT) folgt dieser Empfeh-
lung

Fehlerhafte Berech-
nung der Exposition
durch den Beratungs-
arzt

Fall 2 – BK 2101 und 2113
56-jährige Versicherte beklagt seit 2017 Beschwerden des rechten Ellenbogens und der rechten Hand. Als Fußpflegerin verrich-
tet sie seit 1998 ca. 90% der Arbeit mit angewinkeltem rechtem Arm. 2017 Sicherung einer Epicondylitis humeri radialis mit
Operation rechts und Karpaltunnelsyndrom (CTS) bds. Der beratende Arzt verneint einen Zusammenhang zwischen beruflicher
Belastung und den o.g. Erkrankungen.
Der Gewerbearzt bemängelt, dass der UVT die berufliche Belastung nicht ermittelt und der Beratungsarzt seine Kompetenz
überschritten hat.
Daraufhin veranlasste Ermittlungen des Technischen Aufsichtsdienstes (TAD) ergeben repetitive Belastungen des rechten
Handgelenks und der Sehnen [3] sowie das Vorliegen arbeitstechnischer Voraussetzungen i. S. der BKen 2101 und 2113 für
die rechte Hand. Der UVT erkennt nach gewerbeärztlichemGutachten eine BK 2101 als Versicherungsfall (nach Aufgabe der
Tätigkeit als BK) und BK 2113 (CTS bds.) an

Unkenntnis der Kau-
salitätsgrundsätze
beim Beratungsarzt

Fall 3 – BK 2102

55-jähriger Maurer und Fliesenlegermit Kniebeschwerden bei Innenmeniskusschäden bds. Der beratende Arzt lehnt einen
Ursachenzusammenhang ab, da der 5-jährige Zeitraum zwischen dem Ende der Fliesenlegertätigkeit und Erkrankungsbeginn
zu lang sei. Der UVTmöchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt macht den UVT auf die fehlende Berücksichtigung von Zeitenmit kniender Tätigkeit aufmerksamund weist
darauf hin, dass eine 5-jährige Latenz nicht zwingend gegen eine BK spricht, da lt. Merkblatt ein chronischer Meniskusschaden
lange Zeit nicht bemerkt werden kann. Er fordert Ermittlungen des TAD und eine Zusammenhangsbegutachtung.
Es stellt sich heraus, dass der Versicherte>30 Jahre lang bis zur Feststellung der Meniskusschäden kniebelastend tätig war. Der
Gutachter empfiehlt die Anerkennung einer BK 2102mit einer MdE von <10%. Der Gewerbearzt schließt sich dem Gutachter
an, und es erfolgt die Anerkennung als BK

Unzutreffende Be-
wertung der Expo-
sition durch den
Beratungsarzt

Fall 4 – BK 2103
56-jähriger Drechsler, seit 35 Jahren Bearbeitung von Motorenmanschetten aus Verbundmaterialien. 2016 Lunatumnekrose
rechts, 8-wöchige Ruhigstellung des Handgelenks mit Besserung der Symptome im Einklangmit MRT-Befund. Unfallchirurgi-
sche und radiologische Bestätigung der Diagnose an Uni-Kliniken. Der TAD lehnt arbeitstechnischeVoraussetzungen ab, da
die Schwingungen vergleichbar mit rotierenden zahnärztlichen Instrumenten seien. Der Gutachter einer UVT-Klinik kann nach
9 Monaten Expositionskarenz die Diagnose nicht bestätigen; Fremdbefunde werden nicht berücksichtigt. BK und § 3-Maßnah-
men seien nicht begründbar. Der UVT möchte der Ablehnungsempfehlung folgen.
Der Gewerbearzt sichert in Gegenwart des Versicherten und einer Aufsichtsperson des UVT am Arbeitsplatz eine grobfrequente
Erschütterung der werkzeugführenden Hand. Die Belastung ist konform mit dem Merkblatt. Der Gewerbearzt erstattet ein
wissenschaftliches Zusammenhangsgutachten auf Basis eigener Ermittlungen und aller medizinischen Befunde und empfiehlt
eine BK 2103 und § 3-Maßnahmenmit Arbeitsplatzumsetzung.
Der UVT erkennt eine BK an. Empfohlene § 3-Maßnahmenwurden jedoch nicht umgesetzt

Fehlende Berücksich-
tigung von Vorbe-
funden durch den
Gutachter

Fall 5 – BK 2105
46-jähriger Fußbodenleger mit chronischer Bursitis im linken Knie. Der Beratungsarzt des UVT sieht das Krankheitsbild für BK
2105 als nicht gegeben an und äußert sich zum Zusammenhang, obwohl Ermittlungen zur beruflichen Exposition fehlen. Der
UVT möchte daraufhin eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt sieht die medizinischen Voraussetzungen als gegeben an, empfiehlt TAD-Ermittlungen und eine orthopädi-
sche Begutachtung.
Der TAD stellt schleimbeutelbelastendeKörperhaltungen seit 23 Jahren fest. Der orthopädische Gutachter empfiehlt eine
BK-Anerkennung ohne MdE. Der Gewerbearzt empfiehlt jedoch eine MdE von 10%, da dem Versicherten lt. Gutachten kniende
Tätigkeiten verschlossen sind. Der Anerkennungsbescheidwird ohne Beteiligung des Rentenausschusses und ohne Erwähnung
einer MdE von 10% erlassen

Unkenntnis des
Krankheitsbildes
beim Beratungsarzt
Äußerung des Be-
ratungsarztes zur
Kausalität

. Tab. 3 an Beispielen von beobachteten
Fallkonstellationen dargestellt.

Im Falle einer vom Gutachter emp-
fohlenen BK-Anerkennung mit renten-
berechtigender MdE fungieren einige
beratende Ärzte als Quasi-Obergutach-

ter. Unter Bezug auf die beratungsärzt-
liche Stellungnahme schließt die UVT-
Verwaltung das BK-Verfahren in der Re-
gel mit einem Ablehnungsbescheid ab,
selbstwenndasErgebnis imWiderspruch

zu DGUV-Begutachtungsempfehlungen
steht.

Bei Beratungsärzten und Gutachtern
inprivatenGutachteninstituten fällt häu-
fig auf, dass sie persönliche Risiken der
Versicherten in den Vordergrund stel-
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Originalien

Tab. 4 (Fortsetzung)
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -nummer Missstand

Fall 6 – BK 2108
57-jähriger Versichertermit rezidiv. Radikulärsyndrom bei Bandscheibenvorfällen der 3 unteren LWS-Segmente und tiefer
LWS-Skoliose. Während 38-jähriger Tätigkeit als Fleischer/-meister Belastung der Wirbelsäule durch Tragen von Schweine-
hälften und Rindervierteln auf der Schulter und von schweren Kisten. Der TAD ermittelt eine außergewöhnlich hohe Exposition
(69,2Mega-Newton-Stunden). Der Gutachter einer UVT-Klinik und Mitautor der Konsensempfehlungen [21] empfiehlt die
BK-Anerkennungmit einer MdE von 20%. Die grenzwertige Skoliose sei zwar als konkurrierender Faktor zu berücksichtigen, bei
der besonders hohen Exposition spräche jedoch mehr für den Zusammenhang als dagegen. Der UVT bittet seinen beratenden
Radiologen, Stellung zur Verursachung des Rückenleidens durch die Skoliose zu nehmen. Dieser sieht die Skoliose als Ursache
der Bandscheibenschäden an. Der UVT möchte daraufhin eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt fordert die Einwände des beratenden Arztes dem Gutachter vorzulegen. Dieser begründet seine Entschei-
dung und empfiehlt die BK 2108 anzuerkennen. Der UVT erkennt die BK an

Unkenntnis der Kau-
salitätsgrundsätze
beim Beratungsarzt

Fall 7 – BK 2112
74-jähriger Versicherter, seit 2003 zunehmende Schmerzen im rechten Knie. Tätigkeiten 1959–65 und 1974–2007 als Schlosser,
vorwiegend bei Instandsetzung von Lkw. In der Röntgenuntersuchung Aufhebung des medialen und lateralen Kniegelenk-
spalts rechts (Kellgren IV), Kniegelenkersatz 2017, keine relevantenAuffälligkeiten links. Der TAD dokumentiert rechtsseitiges
Knien in 80% der Arbeitszeit beimWechseln von Rädern, Bremsen, Radlager. Für 1975–2003werden 17.425 (Richtwert: 13.000)
Kniebelastungsstunden berechnet. Der unfallchirurgische Gutachter eines privatenGutachteninstituts stellt eine „idiopathische
Gonarthrose“ rechts fest; einseitige Gonarthrose sei als BK „grundsätzlich nicht wahrscheinlich zu machen“. Ein beratender Arzt
bestätigt dies. Der UVTmöchte den Empfehlungen folgen.
Der Gewerbearzt weist auf fehlende Anamnese des Gutachters zur einseitigen Kniebelastung, entsprechende Angaben des
Versicherten und des UVT, die Voraussetzungen in der wissenschaftlichenBegründung zur BK 2112 und die Rechtsprechung
hin und empfiehlt eine orthopädische Begutachtung in einer spezialisiertenUni-Klinik.
Der Gutachter dieser Klinik bestätigt die gewerbeärztliche Beurteilung und empfiehlt eine BK mit einer MdE von 30%. Der
beratende Arzt revidiert seine Meinung. Der UVT erkennt eine BK 2112 an

Unvollständige Ana-
mnese des Gutach-
ters
Unkenntnis der Kau-
salitätsgrundsätze
beim Gutachter und
Beratungsarzt

Fall 8 – BK 2113
52-jähriger Straßenbauermit CTS bds., Z. n. Operation linksmit fortbestehenden Symptomen. Der TAD ermittelt 17 Jahre repe-
titive Belastungen im Kanalbau und als Pflasterermit Schwingungen bei Bedienung von Presslufthämmern. Circa 11 Jahre nach
Aufnahme der Tätigkeit begannen die Beschwerden. Der neurologische Gutachter empfiehlt eine BK mit einer MdE von 20%
auf seinem Fachgebiet. Der beratende Arzt des UVT lehnt eine BK ab, da ein enger zeitlicher Zusammenhang zwischen dem
Auftreten des CTS und der beruflichen Einwirkung bestehenmüsse.
Der Gewerbearzt widerspricht dieser Auffassung, für die sich in der wiss. Begründung und in einer DGUV-Handlungsanleitung
keine Evidenz findet. Er empfiehlt eine BK 2113 mit einer MdE von 10%.
Der UVT lehnt die Anerkennung ab. Dem Gutachter wird keine Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die gewerbeärztliche
Beurteilungwird im Ablehnungsbescheid nicht erwähnt

Unkenntnis der Kau-
salitätsgrundsätze
beim Beratungsarzt
Der Beratungsarzt
fungiert als der ent-
scheidende Gutach-
ter

Fall 9 – BK 4103

46-jähriger Zimmermann. BK-Verdacht wegen auffälligem Thorax-Röntgen-Befund. Der Radiologe bestätigt in der 5-mm-Spi-
ral-CT verdächtige Pleuraverdickungen bds. Der beratende Arbeitsmediziner des UVT sieht allenfalls grenzwertige Befunde
„aus denen sich später eventuell Plaques entwickeln könnten“. Der UVTmöchte ohne Ermittlungen zur Asbestexpositionund
ohne High-resolution(HR)CT eine BK ablehnen.
Gewerbeärztlich empfohlene Ermittlungen ergeben eine berufliche Asbestexpositionund in der HRCT asbesttypische Pleura-
veränderungen gem. Falkensteiner Empfehlung [35].
Der UVT erkennt nun eine BK an

Unkenntnis des
Krankheitsbildes
beim Beratungsarzt

Fall 10 – BK 4104
78-jähriger Versicherter, ehem. Raucher, fortgeschrittenes Lungenkarzinom. Der TAD ermittelt 6,6 Asbestfaserjahre (AFJ) als
Maurer (Zuschnitt von Wellasbestplatten,Arbeit mit Spritzasbest). Der beratende Pneumologe beurteilt vorhandene CT-Bilder
und verneint asbestbedingte Veränderungen. Da die CT in 5-mm-Schichten erfolgt ist, empfiehlt er aber eine HRCT gem. Fal-
kensteiner Empfehlung [35]. In der HRCT beschreibt ein Radiologe Pleuraschwielenund -plaques. Der Beratungsarzt sieht im
HRCT keine Asbestinhalationsfolgen; der UVTmöchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt weist auf die Diskrepanz hin und empfiehlt eine radiologische Begutachtung.
Ein spezialisierterRadiologe stellt Pleuraverkalkungen links und hyaline Plaques rechts als Brückenbefunde fest. Der Gewerbe-
arzt empfiehlt eine BK 4104.
Der UVT erkennt diese mit einer MdE von 100% an

Unkenntnis des
Krankheitsbildes
beim Beratungsarzt

len und die für eine BK sprechenden
Sachverhalte kaum beachten. Als Grün-
de für BK-Ablehnungen werden von die-
sen Ärzten eigene praktische, von der
wissenschaftlichen Literatur abweichen-
de Erfahrungen angeführt (z.B. Fall 7 in
. Tab. 4). Fehlende Ermittlungen zur be-

ruflichen Exposition oder medizinische
Untersuchungenwerden häufig nicht be-
nannt (z.B. 2. und 3. Zusatzkriterium
der Konstellation B2 bei der BK 2108
[21] oder eine HRCT („high-resolution
computed tomography“, hochauflösende
Computertomographie) der Lunge bei

den BKen 4103 und 4104). Empfiehlt der
Gewerbearzt weitere Ermittlungen, eine
Zusammenhangsbegutachtung bzw. eine
ergänzende Stellungnahme des Gutach-
ters, führt dies in vielen Fällen zur Aner-
kennung von BKen, wie unsere Fallbei-
spiele in . Tab. 1 und 4 zeigen.
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Tab. 4 (Fortsetzung)
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -nummer Missstand

Fall 11 – BK 4104
57-jähriger Bauarbeiter. Plattenepithelkarzinomder Lunge, Raucher (42 Packungsjahre). Der TAD ermittelt für 11 Jahre, in de-
nen der VersicherteWellasbestplattenauf Dächern gereinigt/beschichtethat, 0,1 AFJ. Der beratende Pneumologe des UVT
sieht in den CT (5-, 2- und 0,75-mm-Rekonstruktionen) keine Brückenbefunde, ICOERD-Befund fehlt. Der UVT möchte eine BK
ablehnen.
Der Gewerbearzt empfiehlt eine HRCT im Rahmen der Verlaufskontrollemit radiologischer Befundung gem. Falkensteiner
Empfehlung [35]. Der UVT verweist auf den Befund des Beratungsarztes und lehnt weiterhin eine BK ab. Daraufhin verweigert
der Gewerbearzt eine abschließende Stellungnahmewegen Nichtbefolgung seines Ermittlungsvorschlages durch UVT.
Nun beauftragt der UVT einen Radiologen mit der Begutachtung. Dieser sieht eine Pleuraverkalkung i. S. eines Brückenbefun-
des und empfiehlt eine Anerkennung, der sich der beratende Arzt und der Gewerbearzt anschließen. Der UVT erkennt eine BK
4104 mit einer MdE von 100% an

Unkenntnis der Fal-
kensteiner Emp-
fehlung [35] beim
Beratungsarzt

Fall 12 – BK 4301
29-jährige Schäferin, seit 5 Jahren berufstätig,mit Rhinopathie bei Typ-I-Allergie gegen Schafantigene.
Der beratende Arzt teilt dem UVTmit, dass das Vollbild einer BK 4301 noch nicht vorliege. Es drohe jedoch deren Entstehung,
deshalb empfiehlt er § 3-Maßnahmen. Der UVT beabsichtigt eine BK und die Gewährung von Berufshilfemaßnahmen abzuleh-
nen.
Der Gewerbearzt weist darauf hin, dass bereits bei Rhinopathie die medizinischen Voraussetzungen vorliegen und empfiehlt
die BK-Anerkennungmit einer MdE <10% und § 3-Maßnahmen.
Der UVT erkennt eine BK 4301mit §3-Maßnahmen an

Unkenntnis des Kau-
salitätsbildes beim
Beratungsarzt

Fall 13 – BK 4302
56-jähriger Maler und Lackierermit Belastungsdyspnoe und arbeitsplatzbezogener Zunahme der Beschwerden bei COPD
GOLD IV. Der beratende Arzt des UVT sieht das Rauchen (3 Zig./Tag) als Ursache der COPD an und lehnt eine BK ab, obwohl
kaum Unterlagen vorliegen.
Der Gewerbearzt empfiehlt weitere Ermittlungen. Diese ergeben eine 40-jährige Exposition gegenüber Lacken, Lösungsmit-
teln, Rauchen, Epoxidharzen u. a. lungenreizenden Arbeitsstoffen.
Eine Begutachtung bestätigt einen Zusammenhang i. S. der Krankheitsentstehung; das Rauchen sei von geringer Bedeutung.
Es erfolgt die Anerkennung einer BK 4302mit einer MdE von 80%

Beratungsärztliche
Beurteilung trotz feh-
lender Ermittlungen
zur Exposition
Unkenntnis der Kau-
salitätsgrundsätze
beim Beratungsarzt

Fall 14 – BK 4301/4302

Ein Elektromechaniker entwickeltmit 35 Jahren eine chronische obstruktive Atemwegserkrankung nach 15-jähriger Exposi-
tion gegenüber allergisierenden/irritativen Stoffen (u. a. Kolophonium, Isocyanate, Säureanhydride). Die arbeitstechnischen
Voraussetzungenwerden vom UVT als erfüllt bewertet. Ein Gutachter einer UVT-Klinik stellt unter antiobstruktiverMedikation
lediglich eine bronchiale Hyperreagibilität fest und lehnt eine BK ab.
Der Gewerbearzt weist auf die Missachtung der Anforderungen der Reichenhaller Empfehlung [36] hin und empfiehlt eine
Neu-Begutachtung, da der Gutachter 4 Asthmaanfälle im Zeitraum 2007–15 nicht berücksichtigt hat.
Bei einer Begutachtung in einem Krankenhaus schließt sich ein Pneumologe dem Erstgutachter an und argumentiert, dass eine
Obstruktion bei der Untersuchung unter Medikation ebenfalls nicht vorlag sowie IgE-Antikörper gegenüber Isocyanaten nicht
nachweisbar sind. Der Gutachtermerkt an, dass eine Tätigkeitsaufgabenicht erfolgte, da der Versicherte immer noch im selben
Betrieb tätig ist.
Der Gewerbearzt führt hier die Missachtung der Begutachtungsempfehlungen in 7 Punkten an und weist darauf hin, dass die
Sensitivität bei der Bestimmung von spez. Antikörpern gegenüber Isocyanaten bei 5–20% liegt (BK-Merkblatt 1315). Die Tätig-
keitsaufgabe sei durch eine innerbetriebliche Umbesetzung an einen Büroarbeitsplatz bereits im Jahr der BK-Anzeige erfolgt.
Ein beratender Pneumologe des UVT schließt sich der Beurteilung des Gewerbearztes an, kann eine Abgrenzung der BKen
4301/4302 aber nicht vornehmen. Auf dieser Grundlage erkennt der UVT nach über 4-jähriger Verfahrensdauer eine BK
4301/4302mit einer MdE von 20% an

Fehlende Berücksich-
tigung von Vorbe-
funden durch den
Gutachter
Missachtung der
Begutachtungsemp-
fehlung
Unkenntnis der Kau-
salität durch die
Gutachter

Fall 15 – BK 5103
58-jähriger Versichertermit einem Plattenepithelkarzinomam linken Arm und Lungenmetastasen, zwischenzeitlich am Krebs
verstorben. Während der Tätigkeit als Gärtner, später als Dachdecker bestand eine berufliche solare UV-Strahlenexposition
>40% der Lebensbelastung.Der Gutachter einer Uni-Klinik empfiehlt eine BK 5103mit einer MdE von 100%. Der beratende
Arzt des UVT sieht keinen ursächlichen Zusammenhang, da beim Versicherten keine chronischen Lichtschäden bestanden
hätten. Der UVT möchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt empfiehlt die Anerkennung, da chronische Lichtschäden keine Voraussetzung sind. Der UVT erkennt nun eine
BK 5103 an

Unkenntnis der Be-
gutachtungsempfeh-
lung beim Beratungs-
arzt

WahldesGutachtersdurchVersicherte.
Versicherte können sich bei ihrer Gut-
achterwahl lediglich an akademischen
Titeln und Tätigkeitsort des Gutachters
(Praxis, Gutachteninstitut, Klinik, Uni-
versität) orientieren. Hinweise auf wirt-
schaftliche Abhängigkeit des Gutachters

vom beauftragenden oder einem ande-
ren UVT (siehe auch Bayerisches LSG,
Az.: L 2 SF 64/13 B) fehlen in der Regel.

Meistens wählen Versicherte den ört-
lich nächstgelegenen Gutachter. Von ih-
rem Recht, einen eigenen Gutachter vor-
zuschlagen (siehe auch. Infobox 1), ma-

chen sie nur sehr selten Gebrauch. Im
Rahmen unserer Bearbeitung von BKen
und bei der Zusammenarbeit mit staat-
lichen Beratungsstellen für Versicherte
beobachten wir Fälle, in denen Versi-
cherte von BK-Sachbearbeitern beein-
flusst werden, bestimmte Gutachter zu
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Originalien

Tab. 5 Fallbeispiele für häufigeMissstände indenUnfallversicherungsträger(UVT)-Verwaltungen
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -nummer Fehler der Verwaltung

Fall 1 – BK 1301 bzw. BK 91 BKVO-DDR
73-jähriger Versicherter erleidet nach 30 Jahren ein Harnblasenkarzinom-Rezidiv. Es erfolgt die Anlage und wegen Kompli-
kationen Neuanlage eines Ileumkonduits sowie Versorgung mit Dauerkatheter. Tätigkeit als Maurer in einer landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaft (LPG), u. a. 14 Jahre langmit Heißteer beim Eindecken von Dächern und Staufferfett bei
Wartung von Baumaschinen. Laut Technischem Aufsichtsdienst (TAD) lag eine Exposition gegenüber aromatischen Aminen
(AA) vor. Der UVT möchte eine BK ablehnen, da es sich um ein Tumorrezidiv handele und der Versicherte Raucher sei. Eine
AA-Exposition sei nicht im Vollbeweis gesichert.
Der Gewerbearzt weist darauf hin, dass eine langjährige Exposition vorlag und empfiehlt eine Begutachtung.
Der Gutachter bewertet die berufliche Exposition als wesentliche Teilursache. Er empfiehlt die Anerkennung des Primärkar-
zinoms und des Rezidivs als BK mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 100%. Der UVT erkennt eine BK an

Unkenntnis der Anerken-
nungsvoraussetzungen
(wesentliche Teilursache)
Falsche Interpretation der
TAD-Ergebnisse
Keine Einholung med.
Sachverstandes

Fall 2 – BK 1301
76-jähriger Versichertermit einem Harnblasenkarzinom, Nichtraucher. Er war überwiegend in der Landwirtschaft als Trak-
torist und Tierpfleger tätig. Eine BK 1318 ist anerkannt. Er war 1958–61 außerhalb der Zuständigkeit des UVT im Straßenbau
(Schwarzdecken) tätig. Expositionsermittlungen hierzu fehlen. Der UVT möchte eine BK wegen fehlender Exposition ableh-
nen.
Nach gewerbeärztlicher Beanstandung stellt der zuständige TAD 51 Benzo(a)pyren(BaP)-Jahre sowie eine Exposition von
200Tagen/Jahr gegenüber Heißteer (AA) fest.
Der Zusammenhangsgutachter empfiehlt die Anerkennung einer BK mit einer MdE von 50%. Der UVT erkennt daraufhin
eine BK 1301 an

Gesamtschau aller Expo-
sitionen fehlt, dadurch
Übersehen einer aus-
reichenden Exposition

Fall 3 – BK 1301

Der Versicherte erkranktemit 66 Jahren an einemUrothelkarzinom des Nierenbeckens. Die Niere wurde entfernt. Als Maler
war er 21 Jahre lang bis 5% der Arbeitszeit im Sommer gegenüber 2-Naphthylamin beim Anstrich von Zäunen/Carports mit
Carbolineum exponiert. Eine Berechnung der Dosis sei lt. TAD nichtmöglich. Der UVT-Gutachter bewertet die Exposition als
gering und das Rauchen (22,5–44 Packungsjahre) als ursächlich. Der UVTmöchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt schätzt die Exposition als sehr hoch ein und empfiehlt eine wissenschaftliche Begutachtung.
Der Zusammenhangsgutachter schätzt die dermale Aufnahme von 2-Naphthylamin auf 12,6–24,4mg, bewertet die berufli-
che Exposition als eine wesentliche Teilursache und empfiehlt die Anerkennung einer BK mit einer MdE von 80%. Der UVT
folgt dieser Empfehlung

Unkenntnis der Anerken-
nungsvoraussetzungen
(wesentliche Teilursache)

Fall 4 – BK 1318
63-jähriger Versicherter,Marginalzonen-Lymphom, Bauschlosser- und Dachdeckertätigkeit.Weil nur 5,3 statt der aus Sicht
des UVT erforderlichen ≥12ppm-BJ nachgewiesen seien, möchte der UVT eine BK ablehnen. In der TAD-Stellungnahme
sind jedoch 15,1ppm-BJ ausgewiesen.
Der Gewerbearzt weist darauf hin und empfiehlt eine Anerkennung als BK 1318 sowie eine Begutachtung zur Feststellung
der MdE.
Die Verwaltung räumt ihr Versehen ein und veranlasst die Begutachtung. Der Gutachter empfiehlt die Anerkennungmit
einer MdE von 50%. Der UVT folgt dieser Empfehlung

Gesamtschau aller Expo-
sitionen fehlt, dadurch
Übersehen einer aus-
reichenden Exposition

Fall 5 – BK 2102
48-jähriger Straßenbauermit Innenmeniskusschäden der Knie (links > rechts). Der beratende Arzt veranlasst MRT, stellt
medizinische Voraussetzungen fest und empfiehlt eine Begutachtung, falls arbeitstechnische Voraussetzungen vorliegen.
Der TAD stellt meniskusbelastendeTätigkeiten als Pflasterer für 5–65% der Schichten über 23 Jahre bis zum Erkrankungs-
beginn fest. Der UVT möchte eine BK ablehnen, weil die arbeitstechnischenVoraussetzungen nicht vorliegen.
Der Gewerbearzt widerspricht dem und empfiehlt eine Begutachtung.
Der Gutachter empfiehlt die Anerkennung einer BK 2102 ohne MdE. Der UVT erkennt eine BK an

Unkenntnis der Anerken-
nungsvoraussetzungen
Falsche Interpretation der
TAD-Ergebnisse

Fall 6 – BK 2108

62-jähriger Bauarbeiter, Radikulärsyndrom L4, Bandscheibendegeneration L3–L5. Der Präventionsdienst errechnet
53,4MNh für 46-jährige Tätigkeit als Maurer und Einschaler. Der Gutachter empfiehlt die Anerkennung einer BK mit MdE
von 20%. Der beratende Arzt empfiehlt bei einer anderen Befundinterpretation eine Ablehnung. Der UVTmöchte deshalb
eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt empfiehlt, die Stellungnahmedes beratendenArztes dem Gutachter vorzulegen. Der Gutachter begrün-
det seine BK-Empfehlung ausführlich, der sich der Gewerbearzt anschließt. Nach 5 Monaten Nachfrage des Gewerbearztes
zum Verfahrensausgang.
Der UVT übersendet den 3 Monate zuvor erlassenen Ablehnungsbescheidohne Rentenausschussbeteiligung.Gutachter-
und Gewerbearzt-Empfehlungen sind nicht erwähnt

Vorlage der Einwände
des beratendenArztes
beim Gutachter erst
auf Aufforderung des
Gewerbearztes
Keine Mitteilung an den
Gewerbearzt über ab-
weichende Entscheidung
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Tab. 5 (Fortsetzung)
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -nummer Fehler der Verwaltung

Fall 7 – BK 2108
47-jähriger Transportarbeitermit Bandscheibenvorfall im Segment L5/S1 und Protrusion im Segment L4/5. In der MRT
Signalverlust der Bandscheibe L3/4. Der beratende Arzt sieht medizinische Voraussetzungen als nicht gegeben an, da ein
monosegmentaler Bandscheibenvorfall vorliege. Der UVT möchte eine BK ablehnen.
Dem Gewerbearzt werden die radiologischen Befunde, auf die sich der beratende Arzt des UVT bezieht, nicht vorge-
legt. Er stellt fest, dass Messungen der Bandscheibenhöhe und Ermittlungen der Exposition fehlen. Damit wurde eine
B2-Konstellation nicht geprüft. Er empfiehlt dem TAD die Überprüfung der arbeitstechnischenVoraussetzungen.
Eine Woche später teilt der UVT dem Gewerbearzt mit, dass eine BK 2108 abgelehnt wurde. Der Rentenausschusswurde
nicht beteiligt

Unkenntnis der Anerken-
nungsvoraussetzungen
Missachtung der Ermitt-
lungsvorschläge des
Gewerbearztes

Fall 8 – BK 2112
58-jähriger Fußbodenleger, Gonarthrose bds., rechts ausgeprägter als links. Ohne Ermittlung der arbeitstechnischenVor-
aussetzungenmöchte der UVT eine BK 2112 ablehnen, weil nur eine einseitige Gonarthrose vorliege.
Der Gewerbearzt weist darauf hin, dass aus den medizinischenUnterlagen hervorgeht, dass beide Kniegelenke Funktions-
einschränkungen aufweisen und empfiehlt die Prüfung der arbeitstechnischenVoraussetzungen.
Ermittlungen des UVT ergeben 42.616h kniende Tätigkeit. Der unfallchirurgische Zusammenhangsgutachter empfiehlt die
Anerkennung einer BK mit einer MdE von 20%. Es erfolgt die BK-Anerkennung

Fehlinterpretationmedi-
zinischer Befunde
Keine Einholung medizi-
nischen Sachverstandes

Fall 9 – BK 4103
68-jähriger Versicherter. Im Röntgenbild verkalkte Pleuraplaques bds. Die Anamnese ergibt Tätigkeitenu. a. als Schlosser in
einer LPG, darunter 1984–87 AsbestexpositionbeimWechseln von Bremsbelägen von Nutzfahrzeugen. Der Präventions-
dienst errechnet 0,042 Asbestfaserjahre (AFJ). Der UVTmöchte eine BK ablehnen wegen zu geringer Exposition.
Der Gewerbearzt weist darauf hin, dass es bei BK 4103 keine Mindestexpositiongibt. Da diese über der Hintergrundbelas-
tung liegt, sind arbeitstechnische Voraussetzungen erfüllt. Er empfiehlt eine Begutachtung.
Es folgt eine Begutachtung und die BK-Anerkennungmit einer MdE <10%

Unkenntnis der Anerken-
nungsvoraussetzungen

Fall 10 – BK 4103
65-jähriger Arbeiter in der Kabelproduktion, Exposition gegenüber Talkummit Asbestverunreinigung. Bei
„Gesundheitsvorsorge“(GVS)-Kontrolle 2016 verdächtiger Befund der Lunge. Im High-resolution(HR)CT asbesttypische
Lungen- und Pleuraveränderung. Der pneumologische Gutachter wertet die Lungenveränderungen ohne Kenntnis des
HRCT-Befundes nicht als Asbestose. Der UVT möchte eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt empfiehlt eine erneute Bewertung aller radiologischen Befunde.
Der Gutachter befürwortet jetzt die Anerkennung einer BK 4103. Der UVT erkennt nun eine BK ohne MdE an

Unkenntnis der Anerken-
nungsvoraussetzungen
Nichtbeachtung der Fal-
kensteiner Empfehlung
[35]
Unvollständige Akte für
den Gutachter

Fall 11 – BK 4104 (fälschlich zunächst Ermittlungen zu BK 4103)
72-jähriger Versichertermit Lungenkarzinom; als Bauschlosser Zuschnitt von Asbestzementmaterial, lt. Präventionsdienst
25,4AFJ. Der UVTmöchte eine BK 4103 ablehnen, da lt. beratendemPneumologen in der HRCT asbestbedingte Verände-
rungen fehlen (ICOERD und radiologischer Befund fehlen, lediglich das Kästchen „keine Veränderungen“ ist angekreuzt).
Der Gewerbearzt empfiehlt die Anerkennung einer BK 4104 und rügt die Nichtbeachtung der Falkensteiner Empfehlung
[35] durch den beratendenArzt.
Wegen der Exposition von >25AFJ erfolgt eine BK-Anerkennungmit einer MdE von 100%. Der UVT räumt ein Übersehen
des Lungenkarzinoms ein

Falsche BK ermittelt
Nichtbeachtung der Fal-
kensteiner Empfehlung
[35] durch den beraten-
den Arzt

Fall 12 – BK 4104
57-jähriger Versichertermit Kehlkopfkrebs. Für Isolierertätigkeitmit asbesthaltigenDämmstoffen ermittelt der UVT 2,3 AFJ.
In der radiologischen Stellungnahmeverneint der beratende Arzt des UVT Brückenbefunde. Die Beurteilung bezieht sich
auf eine Thorax-CT in 5-mm-Schichten und entspricht nicht der Falkensteiner Empfehlung [35].
Der Gewerbearzt empfiehlt eine HRCT in 1-mm-Schichten und eine radiologische Befundung. Nach 7 Monaten erfragt er
den Bearbeitungsstand.
Der UVT schickt einen Ablehnungsbescheid, der einenMonat nach der gewerbeärztlichen Empfehlung ohne weitere Er-
mittlungen erlassen wurde. Der Bescheid enthält die Aussage, dass der Gewerbearzt vor Entscheidung des UVT informiert
wurde. Dies entspricht nicht der Wahrheit

Nichtbeachtung der Fal-
kensteiner Empfehlung
[35]
Nichtbefolgung gewer-
beärztlicher Empfehlung

wählen. Dies wird mit „besonders guten
Erfahrungen der Verwaltung“ mit diesen
Gutachtern oder mit einer „Verfahrens-
beschleunigung“ begründet. Oft handelt
es sich bei diesen Gutachtern um bera-
tende Ärzte des UVT.

Fehlerhafte Beurteilung von BK-Fällen
durch beratende Ärzte und Gutachter.
Die allgemeinen Anforderungen an Gut-
achter sind in den „Empfehlungen der
Unfallversicherungsträger zur Begutach-
tung bei Berufskrankheiten“ [56] aufge-
führt undhier inder. Infobox2 in gering
gekürzter Form dargestellt.

In . Tab. 4 sind Missstände im Zu-
sammenhang mit der Beurteilung von
BK-Fällen durch beratende Ärzte und
Gutachter aus gewerbeärztlicher Praxis
dargestellt.

Von 15 in . Tab. 4 dargestellten Fall-
beispielen basieren 10 beabsichtigte BK-
Ablehnungen desUVT auf Fehlern bera-
tender Ärzte. Es ist aber auch festzustel-
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Originalien

Tab. 5 (Fortsetzung)
Berufskrankheiten(BK)-Fall und -nummer Fehler der Verwaltung

Fall 13 – BK 4104
65-jährige Versicherte erkrankt an einem Kehlkopfkarzinom. Totale Kehlkopfentfernung, „neck dissection“ bds. und Versor-
gung mit einer Sprechkanüle. 12 Jahre später werden Lungenmetastasen festgestellt und entfernt. Der TAD ermittelt 54AFJ
als Näherin asbesthaltiger Schutzkleidung. Bei der Begutachtung Angabe von Dyspnoe bei geringster Belastung, Verlust
von Geruchs-/Geschmackssinn. Der HNO-Gutachter, der auch beratender Arzt des UVT ist, empfiehlt die Anerkennungmit
einer MdE von 70%, ab dem Auftreten der Lungenmetastasen von 100%. Der UVT erkennt eine BK 4104mit einer MdE von
70% an, weil nach der Entfernung der Lungenmetastasen bereits 6 Monate vergangen waren.
Der Gewerbearzt kritisiert die schematischeHerabsetzung der MdE und empfiehlt aufgrund des schlechten Allgemeinzu-
stands der Versicherten eine MdE von 100%.
Ein beratender Arzt bestätigt eine MdE von 70% nach Aktenlage. Der Gewerbearzt weist auf fehlende Befunde hin und
empfiehlt eine pneumologische Begutachtung. Der Gutachter empfiehlt eine MdE von 100%. Der UVT folgt dieser Empfeh-
lung

Reduzierung der
MdE-Höhe ohne Un-
tersuchung
Keine Rücksprachemit
dem Gutachter

Fall 14 – BK 4114
59-jähriger Stahlwerker ist an einem neuroendokrinen Lungenkarzinom verstorben. Die arbeitstechnischenVoraussetzun-
gen sind erfüllt. Der UVTmöchte eine BK ablehnen, da es sich um ein Karzinoid handele, welches gemäß einer internen
Konvention nicht als BK 4114 anerkennungsfähig sei.
Der Gewerbearzt weist darauf hin, dass es sich hier um ein großzelliges neuroendokrines Karzinom handelt, das nicht mit
einem Karzinoid gleichzusetzen sei und empfiehlt die BK-Anerkennungmit einer MdE von 100%. Der UVT erkennt eine BK
an

Fehlinterpretationmed.
Befunde
Intransparente
UVT-Konvention zu med.
Voraussetzungen

Fall 15 – BK 5103
65-jähriger früherer Bauarbeiter erkrankt an Plattenepithelkarzinomenan den Ohren und an einem Finger sowie an multi-
plen aktinischen Keratosen.
Wegen eines Basaliomverdachts am Ohr möchte der UVT eine BK ablehnen.
Der Gewerbearzt weist darauf hin, dass sich der Basaliomverdacht histologisch als Plattenepithelkarzinomerwiesen hat. Er
empfiehlt die Ermittlung der beruflichen UV-Exposition.
Ermittlungenmehrerer UVT ergeben für 41 Berufsjahre eine ausreichende UV-Exposition. Der dermatologische Gutachter
stellt weitere Plattenepithelkarzinomeund aktinische Keratosen an Wangen und Handrücken fest. Er empfiehlt eine BK
5103 mit einer MdE von 10%

Nichtbeachtungmed.
Voraussetzungen

len, dass Empfehlungen beratender Ärz-
te zu weiteren Ermittlungen zu arbeits-
technischen und medizinischen Voraus-
setzungen von den UVT-Verwaltungen
nicht umgesetzt werden.

Infobox 2 Anforderungen an
Gutachter zur Begutachtung bei
Berufskrankheiten

4 Anerkennung als Facharzt bezogen auf
das jeweilige Begutachtungsgebiet

4 Befähigung zur BK-Begutachtung,
einschließlich spezifischer Kenntnisse
einschlägiger Arbeitsplätze, deren
gesundheitlichen Auswirkungen sowie
der (Differenzial-)Diagnostik

4 Nachweis des Hilfspersonals, der räumli-
chen und apparativen Ausstattung sowie
Zugang zu aktueller Fachliteratur

4 Übernahme der Pflichten eines BK-Gut-
achters nach dem Vertrag Ärzte/UVT

4 Bereitschaft, erforderlichenfalls fachspezi-
fische Zusatzgutachten einzuholen

4 Teilnahme an einschlägigen Fortbildungs-
maßnahmen

Verfahrensfehler der UVT-
Verwaltungen

In . Tab. 5 sind Fallbeispiele aus unserer
Praxis dargestellt, die Verfahrensfehler
der UVT-Verwaltungen dokumentieren.

Unsere Fallbeispiele in. Tab. 5 zeigen,
dassUVT-Verwaltungsfehler auf der Ba-
sisderEntscheidungenderBK-Sachbear-
beiter entstanden sind, weil kein arbeits-
technischer (5 Fälle) und medizinischer
Sachverstand (5 Fälle) eingeholt wurde.
In 4 weiteren Fällen hat der beratende
Arzt eine falsche Entscheidung empfoh-
len. SomitwurdenzweiDrittel der fehler-
haftenBK-AblehnungendurchUnkennt-
nis der medizinischen Voraussetzungen
in UVT-Verwaltungen verursacht.

Renten- und Widerspruchs-
ausschuss

Nach § 36a SGB IV kann der UVT durch
Satzung Renten- und Widerspruchsaus-
schüsse einrichten, die über Leistungen
wieRentenentscheiden.DieseAusschüs-
se bestehen in der Regel aus je einem

Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertre-
ter. EinMitarbeiterderUVT-Verwaltung
präsentiert den Sachverhalt und emp-
fiehlt die Anerkennung oder Ablehnung
einer BK. Einigen sich die Mitglieder des
Rentenausschusses bei der Beschlussfas-
sung nicht, so gilt die Leistung als ab-
gelehnt bzw. nur bis zur nicht strittigen
Höhe als bewilligt.

Im Allgemeinen wird davon ausge-
gangen, dass die Rentenausschüsse der
UVT „jeden Versicherungsfall vorgelegt
bekommen“ [54]und„jedeEntscheidung
über eine Anerkennung oder Ablehnung
einer Berufskrankheit immer unter Be-
teiligung eines Arbeitnehmervertreters
zustande kommt“ [34]. Nach Auskunft
des Bundesamtes für Soziale Sicherung
(BSS) – Aufsichtsbehörde der UVT –
sollen die Rentenausschüsse jedoch nur
in den Fällen entscheiden, in denen ein
Beurteilungsspielraum vorhanden ist
(Schreiben des BSS an den Gewerbeärzt-
lichen Dienst des Landes Brandenburg
vom 17.08.2020). Allerdings findet sich
diese Voraussetzung nicht im Wortlaut
des § 36a SGB IV und auch nicht in den
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Satzungen der UVT. Ebenso wenig exis-
tieren rechtliche Vorgaben, wann ein
Beurteilungsspielraum vorhanden ist.
Die DGUV verweist auf ihre fehlende
Befugnis, Vorgaben zur Beteiligung der
Rentenausschüsse zu erteilen (DGUV-
Schreiben vom 14.08.2020 an Landes-
gewerbearzt Brandenburg), da es sich
hier um autonomes Satzungsrecht der
UVT handelt. Angesichts der Abnah-
me der bearbeiteten BK-Fälle durch
Gewerbeärzte und der von UVT zu
UVT unterschiedlich geregelten und
nur bestimmten Fällen vorbehaltenen
Beteiligung der Rentenausschüsse gehen
wir davon aus, dass über die Anerken-
nung von BKen überwiegend die UVT-
Verwaltungen allein entscheiden. Sofern
der Versicherte gegen den Bescheid des
UVT Widerspruch einlegt, entscheidet
über diesen nach § 85 Abs. 2 Nr. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) die von der
Vertreterversammlung bestimmte Stelle.
Dabeihandelt es sichnachdenSatzungen
der UVT um Widerspruchsausschüsse.
Nach der Erfahrung der Autoren im
Rahmen des Austausches mit Renten-
und Widerspruchsausschussmitgliedern
verschiedener UVT bestehen bei diesem
Verfahren folgende Probleme:
1. Bei den Renten- und Widerspruchs-

ausschussmitgliedern handelt es sich
um arbeitsmedizinische Laien, die
kaum über rechtliche Grundlagen
und Kenntnisse in der Beurteilung
von BKen verfügen.

2. Während einer Sitzung werden Dut-
zende BK-Fälle entschieden, ohne
dass die Ausschussmitglieder den
Akteninhalt kennen. Diese entschei-
den in der Regel auf der Grundlage
der Fallvorstellung durch den Mitar-
beiter der UVT-Verwaltung.

3. Die Rechte der Renten- und Wi-
derspruchsausschussmitglieder, bei-
spielsweise auf Fortbildung in Fragen
der BK-Beurteilung und das Fordern
von ergänzenden Ermittlungen, sind
weder in den UVT-Satzungen noch
gesetzlich geregelt.

Sozialgerichtsverfahren

DasSozialgericht prüftdieUnterlagen im
BK-Feststellungsverfahren und hat die
Möglichkeit, weitere Beweise, u. a. zur

Höhe der beruflichen Einwirkung, zu er-
heben. Die Erfahrung zeigt, dass damit
nahezu ausschließlich die Präventions-
abteilungen der beklagten UVT beauf-
tragt werden. Dies halten wir für proble-
matisch, weil es wenig wahrscheinlich
ist, dass die Präventionsabteilungen von
ihrer ursprünglichen Auffassung abwei-
chen. Vielmehr sollten Sozialgerichte ge-
nerell unabhängige technische Sachver-
ständige mit den Ermittlungen zur be-
ruflichenEinwirkungbeauftragen,sofern
diese strittig ist. Ferner sollte der § 109
SGG dahingehend ergänzt werden, dass
Kläger einen technischen Sachverständi-
gen ihrer Wahl benennen können, der
Stellung zur Höhe der beruflichen Ein-
wirkung nimmt.

Sofern das Sozialgericht die Notwen-
digkeit sieht, kann es im Rahmen des
§ 106 SGG einen medizinischen Sach-
verständigen mit der Untersuchung des
Klägers beauftragen.Dabei sollte unseres
Erachtens darauf geachtet werden, dass
andere Sachverständige als im BK-Fest-
stellungsverfahren beauftragt werden.
Dies ist nicht immer der Fall. Die Sozi-
algerichte sollten Gutachter mit hohen
BK-Ablehnungsquoten nicht beauftra-
gen. Die Kläger haben die Möglichkeit,
selbst einen medizinischen Sachverstän-
digen ihrer Wahl gegenüber dem Sozi-
algericht zu benennen, der mit einem
Zusammenhangsgutachten beauftragt
wird (§ 109 SGG). Dabei handelt es sich
um eine wichtige Errungenschaft, die in
derVergangenheit zurAnerkennung von
BKen geführt hat. In letzter Zeit hat es
wiederholt Versuche gegeben, den § 109
SGG abzuschaffen, um die Verfahrens-
dauer zu verkürzen ([29, 30], Sächsisches
Staatsministerium der Justiz: Schreiben
an die Landesjustizverwaltungen vom
02.07.2015). Diesen Vorschlägen sollte
die Sozialpolitik aus Sicht der Autoren
nicht Rechnung tragen.

Gewerbeärztliche Mitwirkung in
den Bundesländern

DiegewerbeärztlicheMitwirkungimSin-
ne von§4BKV indenLändernwurde für
das Jahr 2019 erhoben. Die Ergebnisse
sind in der. Tab. 6 deskriptiv dargestellt.

Aus. Tab. 6 ergeben sich62Gewerbe-
ärzte im Jahr 2019. Davon waren 40% in

Bayern und Baden-Württemberg tätig.
Die gewerbeärztliche Bearbeitungsquo-
te von BK-Fällen (2–76%) unterscheidet
sich in den Ländern sehr stark. In 3 Län-
dern ist diese mit 2–6% sehr gering. In
4 Ländern findet somit keine bzw. keine
relevante gewerbeärztliche Mitwirkung
in BK-Verfahren statt. In 2 Ländern wur-
den viele BK-Nummern gar nicht bear-
beitet.HierbetrugdieBearbeitungsquote
2 bzw. 15% (. Tab. 6).

Diskussion und Ausblick

UnsereArbeit zeigt, dassMissstände cha-
rakteristisch fürdasgesamteBK-Feststel-
lungsverfahren sindund sichnicht auf ei-
nige gutachterliche Ausnahmen begren-
zen. Obwohl Gewerbeärzte regelmäßig
BeschwerdenbeimBundesamt für Sozia-
le Sicherung einlegen, ist nicht erkenn-
bar, dass die UVT Missstände abstellen
wollen. Die von uns hier aufgezeigten
Missstände sind zu großen Teilen bereits
vor über 30 Jahren thematisiert worden
[59].

Die vorliegende Arbeit zeigt, dass
4 Bundesländer (. Tab. 6) die Qualitäts-
kontrolle nach §§ 3–5 BKV inzwischen
weitgehend aufgegeben haben. In Län-
dern, indenendieAutoren tätig sindoder
tätig waren, wird diese Aufgabe in einem
geringenUmfang noch ausgeübt. Im Jahr
2019 wurden hier ca. 3, 15, 19 und 47%
der BK-Fälle bearbeitet. Die Fallbeispiele
dieser Arbeit stammen aus 3 Bundes-
ländern (Brandenburg, Hamburg und
Hessen). Sie wurden aus alltäglicher
gewerbeärztlicher Arbeit nach bester Er-
innerung kontinuierlich erfasst. Deshalb
gehenwir nicht von einer relevantenVer-
zerrung aus. Wir fanden verschiedene
Missstände in den 3 Kategorien „Proble-
me bei der Ermittlung arbeitstechnischer
Voraussetzungen“ (. Tab. 1), „fehlerhafte
beratungsärztliche oder gutachterliche
Stellungnahmen“ (. Tab. 4) und „Ver-
fahrensfehler der UVT-Verwaltungen“
(. Tab. 5). Zum besseren Verständnis
haben wir bestimmte Details bereits
im Ergebniskapitel vertieft. Im Rahmen
unserer Studie haben wir keine Fälle
diskutiert, bei denen fälschlicherweise
BKen durch die UVT anerkannt wur-
den. Solche Fälle kommen aufgrund der
hohen Beweisanforderungen des BK-
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Originalien

Tab. 6 Berufskrankheiten(BK)-Bearbeitung im Jahr 2019
Bearbeitete BK-FälleLand GA-Zahla

Angaben der
Länder

Anzeigen bei
UVTb

Quote (%)c
Nichtbearbeitete BK-Ziffern

Baden-Württemberg 7 2856 10.084 28 –

Bayern 18 5239 11.206 47 –

Berlin 5 1225 2860 43 –

Brandenburg 3 973 2064 47 –

Bremen 0 0 936 0 Entfällt

Hamburg 2 451 2402 19 4101-05

Hessen 4 743 4958 15 1101-02, 1105-1202, 1304-06, 1308-17, 2101, 2103-11,
2201-2401, 3103-4103, 4106-11, 4201-02, 4301-5101

Mecklenburg-Vorpommern 3 1056 1454 73 –

Niedersachsen 1 207 9846 2 1301-02, 1313, 1317-18, 2102, 2105, 2107-14, 2301,
2401-02, 4101-04, 4106-14, 5101-03

Nordrhein-Westfalen 4 1264 20.406 6 –

Rheinland-Pfalz 4 1786 4138 43 –

Saarland 3 855 1120 76 –

Sachsen 4 2076 5282 39 2108-10, 2402, 4101-03, 4111-12

Sachsen-Anhalt 1 395 2828 14 Keine Angabe

Schleswig-Holstein 1 72 2708 3 –

Thüringen 2 842 2518 33 –
aGA ist eine Abkürzung für Gewerbearzt. Die Zahlen sind dem Unfallverhütungsbericht 2019 [19] entnommen
bDie Zahlen sind dem Unfallverhütungsbericht 2019 [19] entnommen
cAnteil der gewerbeärztlich bearbeiteten im Vergleich zu bei Unfallversicherungsträgern (UVT) 2019 angezeigten BK-Fällen

Rechts an die geeignete Erkrankung,
berufliche Exposition sowie Kausalität
kaum vor bzw. sie sind nicht widerlegbar.

Krankheitsbild und Diagnose

UmalsBKanerkannt zuwerden,muss ei-
neErkrankungzweifelsfreigesichert sein.
Dies ist der Fall, wenn die Diagnose mit
wissenschaftlich anerkannten Verfahren
gelingt [72]. DermedizinischeGutachter
ist verpflichtet, sich kritisch mit der Vali-
dität der Diagnostikverfahren auseinan-
derzusetzen. Er muss auch darlegen, ob
weitere Verfahren vorhanden sind, die
nicht ausgeschöpft (z.B. spezifische Pro-
vokation mit allergisierenden Arbeits-
stoffen, bildgebende Verfahren, histolo-
gische Untersuchungen im Rahmen ei-
ner Biopsie oder Sektion) und aus wel-
chemGrund diese nicht angewandt wur-
den. Zur gewerbeärztlichen Beurteilung
werden regelmäßig Fälle vorgelegt, bei
denen Untersuchungen fehlen, weil der
Gutachter selbst über die Möglichkeiten
nicht verfügt. Auch der beratende Arzt
des UVT ist verpflichtet, auf diese Ver-
fahrenhinzuweisenbzw.derenEinsatz zu

fordern. Gegebenenfalls ist eine Zusatz-
begutachtung in einem anderen Fachge-
biet zu veranlassen. In. Tab. 7 sind BKen
mit oftmals unzureichender Diagnosesi-
cherung dargestellt.

Der . Tab. 7 ist zu entnehmen, dass
besonders bei Lungenerkrankungen die
Möglichkeiten zum Kausalitätsnachweis
nicht ausgeschöpft werden. Die Lunge
kann durch mehrere Noxen additiv al-
lergisch, irritativ-toxisch oder im Sinne
der Synkanzerogenese geschädigt wer-
den. Eine Quantifizierung der berufli-
chen Noxen könnte bei krebserzeugen-
den Stoffen durch Beurteilung von Ex-
positionsäquivalenten gelingen [33].

In der Praxis fehlen einfach bestimm-
bare Biomarker. Krebserkrankungen der
Lunge sind bei ihrer Entdeckung oftmals
weit fortgeschritten und verlaufen rasch-
progredient. Deshalb ist der Verdacht ei-
ner beruflichen Verursachung möglichst
früh, idealerweise noch während des
Aufenthaltes des Versicherten im Kran-
kenhaus anzuzeigen, um bei der Biopsie,
Operation oder Sektion ausreichend
Gewebe für Lungenstaubanalysen oder
Biomonitoring gewinnen zu können.

Dies dient der Sicherung der Diagnose,
z.B. durch mikroskopische und ana-
lytische Untersuchung auf Stäube und
Metalle. Hier ist eine enge Zusammen-
arbeit zwischen Gewerbeärzten und pa-
thologischen bzw. rechtsmedizinischen
Instituten der Hochschulen bei der Ma-
terialasservierung vor der (Feuer-)Be-
stattung des Verstorbenen erforderlich.
Die UVT sollten ihren Versicherten und
ggf. Angehörigen früh die hohen Anfor-
derungen des BK-Rechts an die Beweis-
führung erläutern und die notwendigen
Untersuchungen als zwingende Voraus-
setzung benennen, was nach unserer
Erfahrung nicht konsequent erfolgt. Die
histologische Feststellung einer „Mini-
malasbestose“ ist bei Fehlen sonstiger
Nachweise („Brückenbefunde“) ein Kri-
terium zur Feststellung einer Asbestose
und gutachterlicher Abgrenzung von
unspezifischen Fibrosen mit dem Bild
der „usual interstitial pneumonia“ (UIP;
[47]). Ergeben sich belastbare Anhalts-
punkte für eine beruflicheVerursachung,
so scheidet die Diagnose UIP bzw. idio-
pathische Lungenfibrose aus [8]. In der
gewerbeärztlichen Praxis entsteht der
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Tab. 7 Berufskrankheiten (BK)mit Ermittlungslücken undMöglichkeiten zur Sicherung der Diagnose
BK-Nr. (Erkrankung) Problem Untersuchungsverfahren Leitlinie, Konsensempfeh-

lung, Literatur

1101-1110 (Erkran-
kungen durch Metalle)

Chronische Organschäden, Krebserkrankun-
gen

Biomonitoring unter Arbeitsplatzexposition,
Bestimmung der Metalle im (Lungen-)Gewebe

AWMF „Human-Biomonito-
ring“ [1], Raithel [68], DGUV
Grundsätze [38]

1315, 4301 (allergisches
Asthma)

Nachweis der bronchialen Obstruktion Peak-flow-Messungen am Arbeitsplatz, Provo-
kationmit Arbeitsplatzallergenen

Reichenhaller Empfehlung
[36]

2101-2102 (Krankhei-
ten durch physikalische
Einwirkungen)

Beurteilung altersvorauseilender Degenera-
tion

Bildgebende Verfahren (MRT) Bolm-Audorff et al. [27]

2104 (vibrationsbe-
dingte Durchblutungs-
störungen)

Nachweis des vasospastischen Syndroms zur
DD/Schweregradeinteilung

Kälteprovokation, Messung der Hauttempera-
tur, Pallästhesiometrie

Merkblatt zur BK Nr. 2104,
Schönberger et al. [72]

2108 (Erkrankungen
der Bandscheiben der
Lendenwirbelsäule)

Fehlende oder fehlerhafte Arbeitsanamne-
se, dadurch falsche Konstellation. MRT/CT
werden von Orthopäden/Unfallchirurgen
beurteilt, die dafür nicht qualifiziert sind

Qualifizierte Arbeitsanamnese, qualifizierte
radiologische Zusatzbeurteilung

Konsensempfehlungen zur
Zusammenhangsbegutach-
tung [21]

2112 (Gonarthrose) Verschmälerung des Kniegelenkspaltes (wird
häufig nur qualitativ beurteilt). MRT werden
von Orthopäden/Unfallchirurgen beurteilt,
die dafür nicht qualifiziert sind

Radiologische Messung der Höhe des Kniege-
lenkspaltes, qualifizierte radiologische Zusatz-
beurteilung

Begutachtungsempfehlung
für BK Nr. 2112 [25]

2301 (Lärmschwerhö-
rigkeit)

Bewertung des Tinnitus Anamnestische und apparative Analyse Königsteiner Empfehlung
[43], Feldmann et al. [48]

3101 (Infektionskrank-
heiten)

Ermittlung von Indexperson/-haus (z. B. bei
Tuberkulose)

Umgebungsuntersuchungen Nienhaus et al. [65]

4103 (Asbestose) Fehlen der Röntgenbefun-
de/High-resolution(HR)CT mit
ILO-Klassifikation/ICOERD-Bogen

Qualifizierte Beurteilung der konventionellen
Röntgenbilder, qualifizierte radiologische Beur-
teilung des HRCT

Falkensteiner Empfehlung
[35]

4104 (Lungenkrebs
durch Asbest)

Nachweis von asbestbedingten Lungen-/
Pleuraveränderungen (sog. Brückenbefun-
den)

Qualifizierte Beurteilung der konventionellen
Röntgenbilder, qualifizierte radiologische Be-
urteilung des HRCT; pathologisch-anatomische
und staubanalytischeUntersuchungen (Aussa-
gekraft umstritten)

Falkensteiner Empfehlung
[35], Bolm-Audorff et al. [26]

4109 (Lungenkrebs
durch Nickel)

Feststellung der Expositionshöhe am Ar-
beitsplatz

Biomonitoring unter Exposition, Bestimmung
des Nickelgehalts im Lungengewebe

AWMF „Human-Biomonito-
ring“ [1], DGUV Grundsätze
[38]

4115 (Siderofibrose) Schwierigkeit bei der Kausalitätsbeurteilung
bei starkem langjährigem Rauchen

Histologischer Nachweis der Ablagerung von
Eisenoxid in fibrotischen Lungenarealen

Wissenschaftliche Begrün-
dung zur BK Nr. 4115

4201 (Exogen allergi-
sche Alveolitis)

Fehlende Untersuchungen (siehe Spalte 3),
keine eindeutigen Biomarker

Anwendung eines Diagnostikalgorithmus,
bronchoalveoläre Lavage und HRCT

Sennekamp et al. [73]

Eindruck, dass die seltene idiopathische
Lungenfibrose (Inzidenz und Prävalenz:
3–9 vs. 2–29/100.000 Personen [50])
gutachterlich überdiagnostiziert ist, weil
trotz beruflicher Asbest- bzw. Metall-
expositionsanamnese eine qualifizierte
Erfassung der Exposition unterbleibt.

Qualitätskontrolle in BK-
Feststellungsverfahren

Zu den Kernaufgaben der Gewerbeärzte
gehört die Beurteilung des Ursachenzu-
sammenhangs zwischen der beruflichen
Exposition und einer Erkrankung. Da-
mit nehmen sie in der Qualitätskontrolle
des BK-Verfahrens eine wichtige Rolle

ein [40]. Dennoch sinkt die Zahl der
Gewerbeärzte in fast allen Bundeslän-
dern. Im Jahr 2020 hat sich diese Zahl
auf 58 verringert [32]. Auch die Bun-
desländer der Autoren sind betroffen (in
Brandenburg Reduzierung von 3 auf 1; in
Hamburg von 2 auf 1 Gewerbearzt). Bre-
men hat seit 2016 keinen Gewerbearzt.
Dies liegt an der Reduzierung der Stellen
und am nicht konkurrenzfähigen Gehalt
imVergleichzuanderenarbeitsmedizini-
schen oder klinischen Tätigkeitsfeldern.
Die freien Stellen sind fürBewerber nicht
attraktiv. So konnte in Bremen im Zeit-
raum 05/2014 bis 10/2015 bei 4-maliger
Ausschreibung einer gewerbeärztlichen
Stelle und 3 Bewerbungen, von denen

2 zurückgezogen wurden, kein Gewer-
bearzt gefunden werden [28]. Auch in
Brandenburg, Schleswig-Holstein und in
weiteren Ländern konnten gewerbeärzt-
liche Stellen mangels geeigneter Bewer-
ber nicht nachbesetzt werden.

Universitäre Arbeitsmediziner neh-
men in der Qualitätskontrolle in BK-
Verfahren als qualifizierte und unab-
hängige Gutachter ebenfalls eine be-
deutende Rolle ein. Dennoch werden
z.B. in Hamburg gewerbeärztliche Vor-
schläge zur Beauftragung universitärer
orthopädischer oder unfallchirurgischer
Kliniken mit der Begutachtung der Er-
krankungen der BK-Reihe 21 von UVT
ohne Begründung abgelehnt. Universi-
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Originalien

täre Gutachter können die Zahl der in
unserer Arbeit dargestellten Missstände
nicht wesentlich verringern, da sie nur
in einem sehr geringen Prozentsatz der
BK-Fälle beauftragt werden. Staatliche
Beratungsstellen sind im gesamten BK-
Verfahren beratend tätig und können
Versicherte unterstützen. Solche Stellen
sind bislang nur in Bremen („Bera-
tungsstelle zu Berufskrankheiten“ an
der Arbeitnehmerkammer), Hamburg
(„Beratungsstelle Arbeit & Gesundheit“)
und seit 2020 in Berlin („Beratungsstelle
Berufskrankheiten“ bei der Senatsver-
waltung für Integration, Arbeit und
Soziales) eingerichtet. Die Zahl der
Berater ist jedoch sehr gering. Wir emp-
fehlen, solche Beratungsstellen in allen
Bundesländern einzurichten.

Berufskrankheiten mit
aufwendigen Ermittlungen

Unsere Fallbeispiele stellen Missstände
bei 18 BK-Ziffern dar. Missstände in
BK-Verfahren kommen bei Krebser-
krankungen überdurchschnittlich häufig
vor. Die Einrichtung der Zentralen Ex-
positionsdatenbank (ZED) der DGUV
für die Arbeitgeber [45], um ihrer Ver-
pflichtung zur Prävention nach der
Gefahrstoffverordnung nachzukommen
(§ 14, Abs. 3), kann den Beweisnotstand
und Missstände bei Expositionsermitt-
lungen verringern. Eine Verzerrung der
Expositionsdaten ist jedoch nur dann
zu vermeiden, wenn der Eintrag in die
ZED für Unternehmen verpflichtend ist,
da hier frühestens in 30 Jahren eine
ausreichende Datenbasis zu erwarten
ist. Wenn historische Expositionen nicht
erfasst werden, dann werden auch zu-
künftig BKen durch Asbest, aromatische
Amine und Benzol fälschlicherweise
nicht anerkannt. Bei der BK 1318 treten
besonders häufig Fehler bei der Ermitt-
lung der kumulativen Benzolexposition
durch UVT auf. Darüber hinaus sind
Ermittlungsergebnisse der UVT zur Ex-
position häufig widersprüchlich und un-
terscheiden sich in denselben BK-Fällen
umFaktor 10 oder höher,wie unserFall 5
in . Tab. 1 belegt (Ermittlung kumula-
tiver Benzolexposition). Am Institut für
Arbeitsschutz (IFA) der DGUV ist die
Clearingstelle „Benzol“ zur Beratung der

UVT etabliert. Arbeitsgruppen des IFA
verfügen wie bei Benzol über spezielle
Kenntnisse [66]. Die Clearingstelle wird
nach unserer und universitärer arbeits-
medizinischer Erfahrung [67] von den
UVT jedoch nur selten konsultiert. In
mehreren unserer Fallbeispiele haben
wir die UVT aufgefordert, die Clea-
ringstelle einzubinden. In vielen Fällen
(Nr. 2–5, . Tab. 1) kam es dadurch zur
Anerkennung von BKen. Bestimmte
UVT beziehen die Clearingstelle trotz
gewerbeärztlicher Empfehlung nicht ein.

Wirpräsentieren7FällemitKehlkopf-/
Lungenkrebs(Nr. 12 in. Tab.1,Nr. 10–11
in . Tab. 4, Nr. 11–14 in . Tab. 5), die
ohne gewerbeärztliche Intervention als
BKen abgelehnt worden wären. Wir be-
obachten,dassdieUVTdieFalkensteiner
Empfehlung missachten, obwohl es sich
hier umeine Begutachtungsrichtlinie der
DGUV [35] und wissenschaftlicher me-
dizinischer Fachgesellschaften handelt.
In . Tab. 7 führen wir weitere BKen auf,
bei denen indizierte diagnostische Ver-
fahren durchGutachter nicht angewandt
werden. Auch hierbei sind Muskel-Ske-
lett- und Lungenerkrankungen beson-
ders häufig betroffen. Eine Beauftragung
von spezialisierten Radiologen würde in
diesen BK-Reihen die Qualität der Dia-
gnosesicherung erheblich verbessern. In
. Tab. 4 beschreibenwir 3 Fälle, in denen
nach gewerbeärztlicher Empfehlung nur
durch spezialisierte radiologische Beur-
teilungen eine Anerkennung von BKen
4103 und 4104 erfolgen konnte.

Gutachterliche Probleme in
BK-Feststellungsverfahren

Ein Problem sehen wir in der Quali-
fikation von Gutachtern bei der Um-
setzung der Anforderungen des BK-
Rechts. BKen werden im Medizinstudi-
um und in den Facharztweiterbildungen
allenfalls am Rande behandelt. Das für
eine Zusammenhangsbegutachtung er-
forderliche Fachwissen können Ärzte
lediglich in Gutachterfortbildungen und
an spezialisierten Einrichtungen erwer-
ben. Hier erhalten sie auch Erfahrungen
zur Berücksichtigung der juristischen
Rechtsprechung des 2. Senats des Bun-
dessozialgerichts (gesetzliche Unfallver-
sicherung). Fortbildungen für Gutachter

in BK-Verfahren werden fast ausschließ-
lich von der DGUV in Zusammenarbeit
mit wissenschaftlichen medizinischen
Fachgesellschaften durchgeführt. Unter
den Referenten der DGUV-Veranstal-
tungen dominieren Ärzte, beratende
Ärzte, Juristen und Techniker der UVT-
Institutionen. Dies trifft z.B. auf den
2-tägigen Kurs „Begutachtung von Be-
rufskrankheiten“ der Akademie Deut-
scher Orthopäden und auf die von der
Dresden International University veran-
staltete Fortbildung „Qualifizierung zum
medizinischen Sachverständigen (cpu)“
zu. Hier wird unter der ärztlichen Lei-
tung eines privaten Gutachteninstitutes,
das UVT berät, ein 4-tägiger Kurs „Sozi-
alversicherung“ angeboten, der auch die
Begutachtung von BKen beinhaltet. Eine
besondere Bedeutung hat aus unserer
Sicht die Fortbildung der DGAUM im
Zusammenwirken mit mehreren Aka-
demien für Arbeitsmedizin zum Erwerb
des Zertifikates „Arbeitsmedizinische
Zusammenhangsbegutachtung“. Hier
werden in 3 Blöcken an insgesamt 6 Ta-
gen spezifische Kenntnisse über Expo-
sitionen, deren gesundheitliche Auswir-
kungen sowie (Differenzial-)Diagnostik
und Beurteilung kausaler Zusammen-
hänge bei BKen vermittelt. Regelmäßig
werden Refresher-Kurse veranstaltet.
Die Dozenten sind überwiegend Lehr-
stuhlinhaber für Arbeitsmedizin mit
umfassenden Begutachtungskenntnis-
sen. Die Arbeitsgemeinschaft für Berufs-
und Umweltdermatologie (ABD) veran-
staltet ebenfalls Gutachtenseminare. Das
„Zertifikat Berufsdermatologie ABD“
ist Voraussetzung für die Aufnahme der
Hautärzte in die Gutachterverzeichnisse
der UVT. Für Pneumologen gibt es die
Möglichkeit, in einem 4-tägigen Kurs
speziell zur BK-Begutachtung ein Gut-
achterzertifikat zu erwerben. Der Kurs
wird vom Bundesverband der Pneumo-
logen, Schlaf- und Beatmungsmediziner
und der Deutschen Gesellschaft für
Pneumologie und Beatmungsmedizin in
Zusammenarbeit mit der DGUV ver-
anstaltet. Es existieren somit vielfältige
Möglichkeiten, BK-spezifisches Wissen
zu erwerben, es fehlt jedoch die Pflicht
für Gutachter zur Fortbildung in Fragen
der Zusammenhangsbegutachtung. Un-
sere Umfrage und Erfahrungen zeigen,
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dass eine Qualitätskontrolle der UVT
für Gutachter praktisch nicht vorhanden
ist (. Tab. 2, . Infobox 2).

Wir haben als häufige Ursache für
Missstände auch Gutachter identifiziert,
die private Gutachteninstitute betreiben.
Abgesehen davon, dass die Bezeichnung
„Institut“ für Versicherte irreführend
sein kann, weil die Verwechselung mit
eineröffentlichenEinrichtungdroht (vgl.
OLG Frankfurt 2001, Az.: 20W 84/01),
haben wir die Erfahrung gemacht, dass
dort die Anerkennungsvoraussetzungen
der BKen besonders häufig fehlinterpre-
tiertwerden (beispielhaftFall 7,. Tab. 4).
UVT beauftragen solche Gutachter be-
vorzugt bei BKen der Reihe 21 und
bei Krebserkrankungen. Es besteht eine
auffällige Diskrepanz zwischen der nied-
rigen Anerkennungsquote von BKen bei
solchen Einrichtungen im Vergleich zu
Gutachtern der universitären arbeitsme-
dizinischen Institute, die nach unserer
Erfahrung eine wesentlich höhere Quote
aufweisen. Nienhaus [64] beschrieb, dass
bei der BK 2108 nicht die Exposition
und das Krankheitsbild für die Entschei-
dung ausschlaggebend waren, sondern
der beauftragte Gutachter.

Bei unserer Befragung zur Gutach-
terauswahl haben die Landesverbände
mitgeteilt, dass dieUVT außer einem ge-
meinsamen Gutachterverzeichnis in der
Regel keine eigenenVerzeichnisse führen
(. Tab. 2). Eine im Zeitraum 2018–20
durchgeführte interne Erhebung des
gewerbeärztlichen Dienstes des Landes
Brandenburg hat ergeben, dass nur 91
von 210 (43%) der von UVT vorgeschla-

Infobox 3 Abgrenzung
zwischen beratungsärztlicher und
gutachterlicher Tätigkeit nach
HVBG [55] und BfDI [14]

Beratungsärztliche Tätigkeit:
4 Erläuterungmed. Sachverhalte
4 Beantwortung einfacher medizinischer

Fragen
4 Verfahrenssteuerung

Gutachterliche Beurteilung:
4 Beurteilung komplexer (Zusammen-

hangs-)Fragen
4 Zweitexpertise zu vorhandenenGutachten
4 Erstellung von Gutachten als Beweismittel

für das Verwaltungsverfahren

genen bzw. ausgewählten Gutachtern im
Verzeichnis der DGUV aufgeführt wa-
ren. Daraus kann abgeleitet werden, dass
UVT eigene intransparente Gutachter-
verzeichnisse führen. Angesichts der
Bedeutung der Gutachter [64] und der
Intransparenzbei derenBenennung stellt
dies einen Missstand dar, der den Aus-
gang der BK-Verfahren zu Ungunsten
der Versicherten wesentlich beeinflusst.

Im Rahmen der gewerbeärztlichen
Mitwirkung in BK-Verfahren sehen
wir Gutachter, die auch als beratende
Ärzte für UVT tätig sind. Anhalten-
de Kritik an dieser Praxis und an der
Gutachterauswahl wird von den Bun-
desdatenschutzbeauftragten geäußert [9,
11, 12, 15–17]. Es wird bezweifelt, ob
ein beratender Arzt „wegen der en-
gen wirtschaftlichen Verflechtung mit
der Berufsgenossenschaft von dieser
überhaupt als unabhängiger Gutach-
ter geführt und vorgeschlagen werden
sollte“ [9]. Beratende Ärzte werden als
Bestandteil der UVT-Verwaltung ange-
sehen [16]. Die UVT haben sich bereits
im Jahr 2003 zur Offenlegung von ver-
traglichen Beziehungen zu Gutachtern
verpflichtet [55] und mit dem Bundes-
versicherungsamt (heutige Bezeichnung:
Bundesamt für Soziale Sicherung) und
dem Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz auf Fallgruppen zur Abgrenzung
beratungsärztlicher und gutachterlicher
Tätigkeit verständigt (. Infobox 3), die
dem BK-Sachbearbeiter die Entschei-
dung erleichtern sollen.

WährendUVT für beratungsärztliche
Tätigkeitendie eigenenberatendenÄrzte
beauftragendürfen, istdies fürgutachter-
licheStellungnahmenunzulässig[14,55].
In der gewerbeärztlichen Praxis beob-
achten wir jedoch, dass viele UVT ihren
eigenen Grundsätzen nicht folgen. Auf
eine kleine Anfrage von Mitgliedern der
Partei Die Linke antwortete die Bundes-
regierung: „Sofern im Berufskrankhei-
tenverfahren ein Versicherungsträger im
Einzelfall einenGutachtervorschlägt, der
in anderen Fällen vom Versicherungs-
träger als Beratungsarzt in Anspruch ge-
nommen wird, wird der Versicherte bei
der Gutachterwahl ausdrücklich auf die-
sen Umstand hingewiesen.“ [31]. In der
gewerbeärztlichen Praxis sehen wir sehr
selten Fälle, in denen Versicherte infor-

miert werden, dass die vorgeschlagenen
Gutachter auch als beratende Ärzte tä-
tig sind. BK-Gutachter sind bisher nicht
verpflichtet, Interessenkonflikte offen zu
legen.

Das Sächsische Landessozialgericht
(LSG) hat 2010 (Az.: L 6U 222/09 B)
festgestellt,dasseseinemärztlichenSach-
verständigen, der als beratender Arzt für
den verfahrensbeteiligten UVT tätig ist,
keinen Gutachtenauftrag erteilen würde.
Zuletzt hat das Bayerische LSG imUrteil
vom 25.09.2015 (Az.: L 2 SF 64/13 B) die
Besorgnis der Befangenheit beratender
Ärzte zum Ausdruck gebracht, da hier
eine vergütete Vertragsbeziehung mit
der Interessenwahrnehmung des UVT
besteht. Dabei ist es irrelevant, ob ein
Sachverständiger objektiv tatsächlich
befangen ist [2].

Jordan und Gresser [57] sehen ab
50% des Gesamteinkommens durch
Gutachterhonorare die Neutralität des
medizinischen Sachverständigen als ge-
fährdet an. Auch ein Vertreter einer
Unfallkasse sieht solche Zweifel als ge-
rechtfertigt an, sobald das Honorar von
den UVT ca. 25% des jeweiligen Jahres-
einkommens ausmacht [70]. Folgt man
diesen Ansichten, besteht bei Gutach-
ternwegenwirtschaftlicherAbhängigkeit
grundsätzlich die Tendenz, die vermute-
tenErwartungen seinesAuftraggebers zu
erfüllen [49]. Im Gegensatz zu Zivilge-
richten, die Gutachter, die sich in einem
wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhält-
nis zu einer Partei befinden, als befangen
ansehen, akzeptieren Sozialgerichte die-
se im Unfallversicherungsrecht [22]. In
Arzthaftpflichtverfahren und weiteren
Gerichtsverfahren werden bedienstete
Ärzte einer beklagten Institution als be-
fangen angesehen und als gerichtliche
Gutachter abgelehnt („absoluter Ableh-
nungsgrund“; Kern B-R, „Befangenheit
desGutachters–eine juristischeAnnähe-
rung“. Vortrag beim 15. Kongress „Qua-
litätssicherung in der medizinischen
Begutachtung“ vom 09.06.2018 in Dres-
den, Veranstalter: Dresden International
University). In BK-Verfahren wird durch
beratungsärztliche Stellungnahmen zu
Zusammenhangsfragen (. Tab. 3) die
Regelung zur Gutachterauswahl gem.
§ 200 SGB VII (. Infobox 1) umgangen
[16]. Auch darf eine kritische Ausein-
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Tab. 8 HäufigeDefizite bei Unfallversicherungsträgern (UVT) in Berufskrankheiten(BK)-Verfahren
Verfahren/Kritik Defizit (Rechtsverstoß durch UVT)

Beteiligung des Gewer-
bearztes

Keine Unterrichtung über Verfahrenseröffnung und/oder fehlende Beteiligung im BK-Verfahren (Missachtung § 4 Abs. 2
BKV)
Verkürzung der gewerbeärztlichen Bearbeitungsfrist durch den UVT (Missachtung der Rahmenvereinbarung)
Keine Benachrichtigung über die Änderung des zuständigen UVT
Nichtbefolgung der Ermittlungsvorschläge (Missachtung § 4 Abs. 3 BKV)
Keine Unterrichtung bei Abweichung von gewerbeärztlicher Empfehlung (Missachtung § 9 Abs. 7 SGB VII)
Fehlende Darstellung eines abweichenden Votums im BK-Bescheid. Die Formulierung „der Gewerbearzt wurde beteiligt“
vermittelt den Eindruck, der Gewerbearzt hätte sich der BK-Ablehnung durch UVT angeschlossen

Ermittlung der entschei-
dungserheblichen Sach-
verhalte
(§ 20 Abs. 2 SGB X)

UVT orientieren sich an intransparentenHandlungsanleitungen
Fehlende Präventionsdienst-Ermittlungen im Zuständigkeitsbereich anderer UVT, ggf. fehlende zusammenschauende
Beurteilung aller Expositionen
Keine Ermittlungen zu arbeitstechnischenVoraussetzungen; Akzeptanz von spekulativen beratungsärztlichen Stellungnah-
men zum Ursachenzusammenhang
Fehlerhafte Ablehnung des Krankheitsbildes bzw. Ursachenzusammenhangs ohne Einholung des medizinischen Sachver-
standes (ggf. Missachtung der Begutachtungsempfehlungen)
Missachtung beratungsärztlicher Empfehlungen zu weiteren Ermittlungen
Veranlassung von Gutachten nach Aktenlage, obwohl Untersuchungsgutachten erforderlich sind
Ablehnungsbescheid trotz fehlender medizinischer Untersuchungen i. S. der Begutachtungsempfehlungen

Information zur Minde-
rung der Erwerbsfähig-
keit (MdE)

Intransparente Entscheidungen zur Höhe/Herabsetzung der MdE ohne Einholung/unter Missachtung der Empfehlungen
von Gutachtern
Fehlende Information im Anerkennungsbescheid über eineMdE i. S. eines Stützrententatbestandes (siehe auch Abschn.
„Minderung der Erwerbsfähigkeit“)

andersetzung des beratenden Arztes mit
einem Zusammenhangsgutachten nicht
dazu führen, dass seine Beurteilung
die Beurteilung des vom Versicherten
ausgewählten Gutachters ersetzt. Dies
ist jedoch die gängige Praxis bei den
meisten UVT. So wird das vom Ge-
setzgeber mit der Einführung des § 200
SGB VII verfolgte Ziel einer Erhöhung
der Transparenz in BK-Verfahren nicht
erreicht.

Missstände in UVT-Verwaltungen

Bei unserer Mitwirkung im BK-Verfah-
ren stellen wir Missachtung des Amts-
ermittlungsgrundsatzes (§ 20 Abs. 2
SGB X) und Verstöße gegen Vorschrif-
ten des SGB VII bzw. der BKV fest.
Andere Vorgehensweisen der UVT ver-
letzen Vereinbarungen, die zwischen
UVT und der für den medizinischen
Arbeitsschutz zuständigen Stelle des
jeweiligen Landes abgeschlossen wur-
den (sog. Rahmenvereinbarungen). In
. Tab. 8 ist eine Übersicht gewerbeärzt-
lich beobachteter allgemeiner Defizite
in der BK-Bearbeitung durch UVT-
Verwaltungen dargestellt.

Der. Tab.8 ist zuentnehmen,dassdie
Missstände vom Fehlen BK-relevanter
Unterlagen über lückenhafte Ermittlun-
gen und Kompetenzüberschreitungen

der BK-Sachbearbeiter bis zur Nichtbe-
folgungvonVorschlägenzu ergänzenden
Beweiserhebungen reichen. Häufig se-
hen wir mehrere Rechtsverstöße im
selben BK-Fall. Viele Versäumnisse der
UVT betreffen die Beteiligung der ge-
werbeärztlichen Dienste. So räumte ein
UVT nach der Beschwerde eines Lan-
desgewerbearztes gegenüber dem Bun-
desversicherungsamt (BVA) ein, dass
im Jahr 2015 in 7% seiner BK-Verfah-
ren der gewerbeärztliche Dienst nicht
ordnungsgemäß beteiligt wurde (Schrei-
ben des BVA an den Landesgewerbearzt
Brandenburg vom 27.12.2017). Dabei
bleibt offen, ob solche Fälle alle BK-
Nummern betreffen oder sich auf be-
stimmte BK-Verfahren konzentrieren.
EinigeUVTverzichten in zunehmendem
Maße auf Ermittlungen der arbeitstech-
nischen Voraussetzungen und fordern
stattdessen lediglich eine beratungs-
ärztliche Stellungnahme zum Vorliegen
eines anerkennungsfähigen Krankheits-
bildes an [61]. Viele beratende Ärzte
ohne arbeitsmedizinische Qualifikati-
on überschreiten in solchen Fällen ihre
Kompetenzen, indem sie z.B. bei einem
monosegmentalen Bandscheibenvorfall
in L5/S1 das Vorliegen eines geeigneten
Krankheitsbildes verneinen, obwohl un-
ter bestimmten arbeitstechnischen Vor-
aussetzungen eine Anerkennung als BK

2108möglich ist [21, 61]. Auch bei BKen
2112 oder 2113 ist bei entsprechendem
Krankheitsbild die Kenntnis der per-
sönlichen Expositionsverhältnisse für
die Bewertung des Ursachenzusammen-
hangs unerlässlich, wie unsere Fälle Nr. 2
und 7 in . Tab. 4 zeigen. Wurden me-
dizinische Unterlagen nicht eingeholt,
stellen sowohl UVT-Verwaltungen als
auch beratende Ärzte das Fehlen der
medizinischen Voraussetzungen fest. Sie
beurteilen dabei den Ursachenzusam-
menhang, obwohl der Ermittlungsstand
eine solche Beurteilung nicht erlaubt.
UVT-Verwaltungen versäumen auch,
Ermittlungen zur beruflichen Exposi-
tion für Tätigkeitszeiträume im Zu-
ständigkeitsbereich anderer UVT zu
veranlassen. Inkomplette zusammen-
schauende Beurteilungen der Expositi-
on durch mehrere Präventionsdienste
führen dazu, dass arbeitstechnische Vor-
aussetzungen übersehen werden. Dies
betrifft besonders die BKen nach Nrn.
1301, 1318, 2108, 2112, 2301, 4104/4114
oder 5103, die eine bestimmte kumula-
tive Expositionsdosis bzw. -zeit fordern
(siehe auch Abschn. „Probleme bei der
Ermittlung der arbeitstechnischen Vor-
aussetzungen“). Auch werden Gutachten
nach Aktenlage erstattet, obwohl Un-
tersuchungsgutachten erforderlich sind.
Aktengutachten sollen nur in Ausnah-
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mefällen, in denen eine Untersuchung
mit ausführlicher Anamnese des Ver-
sicherten nicht möglich ist, in Auftrag
gegeben werden [51]. Dieser Missstand
trifft besonders bei der BK-Nr. 1318 zu,
wenn individuelle Auswirkungen einer
KrebserkrankungundderenTherapiedie
Höhe der MdE wesentlich beeinflussen.

In. Tab.1und4habenwirFallbeispie-
le fürMissständedargestellt, diebereits in
einer sehr frühen Phase der BK-Verfah-
ren entstanden sind. Die Verantwortung
dafür liegt allein bei den UVT, die als
„Herr des Verfahrens“ [58] das gesamte
BK-Verfahren einschließlich der Miss-
stände steuern. Bei BK-Ermittlungen ist
auch zu beobachten, dass bei einer Be-
teiligung mehrerer UVT die Exposition
des Arbeitslebens in Abschnitte zerteilt,
die arbeitstechnischen Voraussetzungen
verneint und eine BK für die Zuständig-
keit des bearbeitenden UVT abgelehnt
wird (Fall 2 in. Tab. 5). Dies ist auch der
Fall, wenn versicherte Zeiträume zusätz-
lich bei staatlichen Stellen, z.B. der Bun-
deswehr oder des öffentlichen Dienstes,
vorlagen.

Mayer [63] kritisierte, dass man-
che Aufsichtspersonen der UVT keine
ausreichende Praxiserfahrung hätten.
Gefordert wurden Ausbildungsmaß-
nahmen für jüngere Aufsichtspersonen
anhand von Fallbeispielen, die eine Be-
urteilung der früheren betrieblichen Si-
tuation ermöglichen. Der Autor kommt
zu dem Ergebnis, dass die Mehrzahl der
Stellungnahmen der Präventionsabtei-
lung der UVT „nicht optimal waren,
weil gegebene betriebliche Situationen
nicht sach- und fachgerecht dargestellt
wurden“.

Darüber hinaus sind falsche Annah-
men zu Expositionszeiträumen zu er-
wähnen (z.B. bei Asbest, aromatischen
Aminen, Benzol oder natürlichen UV-
Strahlen), die bei Berechnungen der ku-
mulativen Exposition in der Regel zum
Nachteil der Versicherten ausgelegt wer-
den. Hier würde die von der DGUV [44]
empfohlene „Einbindung der versicher-
ten Person“, die in der Praxis kaum um-
gesetzt wird, Missstände vermeiden. Als
problematisch erweist sich das von vielen
UVT zunehmend praktizierte Vorgehen,
die Versichertennur nochmit standardi-
sierten Fragebögen und/oder telefonisch

zu früheren Arbeitsplätzen zu befragen,
anstatt sie persönlich aufzusuchen.Gera-
de bei Krebserkrankungen fällt es vielen
älteren Versicherten bei lange zurücklie-
genden Expositionen schwer, sich unter
Zeitdruck an Einzelheiten ihrer Arbeits-
umstände zu erinnern.

Bei Jahrzehnte zurückliegenden Tä-
tigkeiten und Expositionen fehlen oft-
mals betriebliche Unterlagen. Batten-
stein [22] beklagte, dass manche UVT
die Betriebsakten mit Messergebnissen
vernichten, sobald die Betriebe stillge-
legt wurden. Diese Praxis sei proble-
matisch, weil im Einzelfall Jahrzehnte
später die Exposition nicht mehr be-
wiesen werden könne. Stattdessen wird
versucht, die früheren Expositionen
und Arbeitsbedingungen in nachstellen-
den Untersuchungen zu rekonstruieren.
Experimentelle Modelle können stattge-
fundene Expositionen nie realitätsgetreu
rekonstruieren. Sie sind inderHierarchie
der Expositionsbeurteilung von nach-
rangiger Bedeutung [33]. Auch dadurch
entstandene Beweisnotstände wirken
sich in BK-Verfahren zum Nachteil der
Versicherten aus [6, 62]. Ein Abgleich
derExpositionszeitenundEinwirkungen
würde die Mitwirkung des Versicherten
verbessern und die Akzeptanz der Ent-
scheidungen des UVT erhöhen. Hollo
[54] schlägtvor,diePräventionsabteilung
„von der Berufsgenossenschaft loszulö-
sen und als eigenständige unabhängige
Stelle einzurichten, um das Mehr-Au-
gen-Prinzip um ein weiteres Element zu
erweitern“.

Gewerbeärzte werden auch gebe-
ten, alle Erkrankungen der Versicherten
hinsichtlich potenzieller BKen zu beur-
teilen, ohne dass dazu arbeitstechnische
Ermittlungen erfolgten und bei denen
ein BK-Verfahren nicht eröffnet wurde.
Bestimmte UVT äußern sich im An-
schreiben grundsätzlich nicht, ob sie
eine BK anzuerkennen oder abzulehnen
beabsichtigen. In solchen Fällen ist der
Gewerbearzt gezwungen, die gesamte
Vorgeschichte zu prüfen statt sich auf
Berichte der Präventionsdienste und
relevante medizinische Befunde zu fo-
kussieren. Manche UVT teilen lediglich
mit, dass eine BK „nicht vorliegt“, ohne
Gründe für die Ablehnung anzugeben.

Wir sehen auch Beurteilungen des
medizinischen Krankheitsbildes und
des Ursachenzusammenhangs durch
technische Präventionsdienste der UVT.
Beispielhaft ist der Fall 13 in. Tab. 1 auf-
geführt, bei dem trotz der Komplexität
einer chronischen exogen-allergischen
Alveolitis, der technische Aufsichtsmit-
arbeiter eine eigene Zusammenhangsbe-
urteilung, einschließlich des Einflusses
des Rauchens, vorgenommen hat. Da aus
den Stellungnahmen eine medizinische
Qualifikation der UVT-Präventions-
dienstmitarbeiter in der Regel nicht
erkennbar ist, führen solche Fälle zu
gewerbeärztlichen Nachfragen, die die
Bearbeitungszeit zu Lasten des Leis-
tungsberechtigten unnötig erhöhen.

Die Arbeit der Renten- und Wider-
spruchsausschüsse wird von uns kritisch
gesehen (siehe Abschn. „Renten- und
Widerspruchsausschuss“). Die Aussage
von Höland und Welti [53], dass drei
ViertelderMitgliedervonWiderspruchs-
ausschüssen in der gesetzlichen Unfall-
versicherung die Möglichkeit haben,
Gutachten vor einer Sitzung einzusehen,
ist aus folgenden Gründen anzuzwei-
feln. Die DGUV hatte ihren Mitglieds-
UVT die Teilnahme an dieser Befragung
der Universitäten Halle-Wittenberg und
Kassel nicht empfohlen. So stammten
von 978 befragten Mitgliedern von Wi-
derspruchsausschüssen der gesetzlichen
Kranken-, Renten-, Pflege- und Unfall-
versicherung nur 61 aus dem Bereich
der UVT (6,2%). Da die Zahl der Mit-
glieder derWiderspruchsausschüsse von
UVT, die Fragebögen erhalten haben,
unbekannt ist, kann eine Teilnahme-
quote nicht berechnet werden. Das o. g.
Ergebnis ist somit nicht repräsentativ
für alle UVT. Hien [52] vertrat die Auf-
fassung, dass die Arbeitnehmervertreter
in den Renten- und Widerspruchsaus-
schüssen der UVT nicht selten mit der
BK-Problematik überfordert sind.

Schlussfolgerungen und
gewerbeärztliche Vorschläge

Unsere Fallbeispiele zeigen, dass Miss-
stände in BK-Feststellungsverfahren zur
Ablehnung von BKen führen. Dieses
Problem dürfte in Ländern ohne rele-
vante gewerbeärztliche BK-Bearbeitung
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besonders häufig auftreten. Missstände
gehen fast immer zu Lasten der Versi-
cherten, Krankenkassen oder anderen
Sozialversicherungsträgern. Während
Beweisnotstand viele Gründe haben
kann, sindMissstände häufigdurchUVT
verursacht. Vor dem Hintergrund der
ErweiterungderBK-Liste, einemAnstieg
der Zahl der BK-Feststellungsverfahren
und kontinuierlich sinkender gewerbe-
ärztlicher Beteiligung wird die Qualität
der BK-Verfahren weiter abnehmen und
sich die unbillige Härte gegenüber Ver-
sicherten verstärken. Nachfolgend sind
gewerbeärztliche Vorschläge aufgeführt,
die einfach umsetzbar wären und die
Missstände inBK-Feststellungsverfahren
verringern könnten:
1. BK-Sachbearbeiter, -Erstermittler

und technische Sachbearbeiter der
Präventionsdienste der UVT sollen
sich kontinuierlich qualifizieren
und ggf. spezialisieren.

2. Interne Handlungsanleitungen
der UVT für die BK-Bearbeitung
sind offenzulegen, damit Exper-
tengruppen (u. a. Gewerbeärzte,
Bundesministerium für Arbeit und
Soziales, wissenschaftliche medizi-
nische Fachgesellschaften) Kenntnis
erhalten und auf den Inhalt Einfluss
nehmen können.

3. Für Expositionsermittlungen ist
die Einrichtung von Clearingstel-
len wie bei der BK-Nr. 1318 zu
befürworten, die insbesondere für
Harnblasenkrebs (BK-Ziffern 1301,
1321) und Lungenkrebs (BK-Ziffern
4104, 4113) erforderlich sind.

4. Namen der beratenden Ärzte der
UVT sind in öffentlichen Registern
bekannt zu machen.

5. Beratenden Ärzten der UVT ist die
Tätigkeit als Zusammenhangsgut-
achter grundsätzlich zu untersagen.

6. Dem Zusammenhangsgutachter ist
bei abweichender beratungsärztli-
cher Beurteilung bzw. bei Absicht,
entgegen seiner Empfehlung eine
BK abzulehnen, eine ergänzende
Stellungnahme zu ermöglichen.

7. Bei Verstößen gegen die in § 4
Abs. 3 BKV geregelte Verpflichtung
der UVT, den Gewerbearzt vor
Bescheiderteilung zu beteiligen,
seinen Ermittlungsvorschlägen zu

folgen und ihn bei Abweichung von
seiner Empfehlung zu informieren,
sind Sanktionen vorzusehen. Seine
Beteiligung ist durch Rücknahme
des Bescheides nachzuholen.

8. Die konkrete gewerbeärztliche
Empfehlung ist im Bescheid des
UVT zu vermerken. Empfiehlt der
Gewerbearzt die Anerkennung
einer BK, der UVT beabsichtigt
aber eine Ablehnung, dann ist
grundsätzlich eine wissenschaftliche
Begutachtung zu veranlassen und
der Rentenausschuss zu beteiligen.

9. Sofern die berufliche Exposition
strittig ist, sind von UVT spätestens
im Widerspruchsverfahren unab-
hängige technische Sachverständige
zu beauftragen.

10. UVT sollen von beratenden Ärzten
und Gutachtern regelmäßige Fort-
bildung in BK-rechtlichen Fragen
durch Besuch von Zertifizierungs-
kursen, z.B. von der DGAUM,
einfordern.

11. Aus gewerbeärztlicher Sicht würde
sich die Effektivität der Mitwirkung
der Renten- und Widerspruchs-
ausschüsse in BK-Feststellungsver-
fahren durch folgende Regelungen
erhöhen (siehe auch [20, 24]):
a)Als Mitglieder der Renten-
und Widerspruchsausschüsse
sollen nur in der Thematik
qualifizierte Personen benannt
werden, die von gutachterlich
qualifizierten Arbeitsmedizinern
bzw. Unfallchirurgen beraten
werden sollen.

b)Die Fallkonstellationen, in de-
nen die Rentenausschüsse tätig
werden, sollten verbindlich und
einheitlich für alle UVT geregelt
werden.

c)Die Anzahl der in einer Sitzung
zu beurteilenden BK-Fälle sollte
begrenzt werden. Dabei ist zu
gewährleisten, dass für Aktenein-
sicht und Diskussion ausreichend
Zeit zur Verfügung steht.

d)Die Rechte der Mitglieder der
Renten- und Widerspruchsaus-
schüsse ist gesetzlich oder ein-
heitlich in allen UVT-Satzungen
zu regeln.

Limitationen

UnsereArbeit stellt Erkenntnisse bis zum
Beginn der „Corona-Pandemie“ dar. Die
dargestellten Missstände sind begrenzt
repräsentativ für 4 Bundesländer. Es fehlt
ein vollständiger Überblick, da nicht alle
BK-Fälle bearbeitet werden. Die Autoren
haben keine länderspezifischen Abwei-
chungen in ihrer langjährigen Tätigkeit
beobachtet. Deshalb sollten die beschrie-
benen Missstände auf alle Bundesländer
und alle UVT übertragbar sein. Die Au-
toren waren bemüht, möglichst viele re-
levante Missstände darzustellen, die sich
in häufigen BKen zeigen. Eine quantitati-
ve Darstellung der Häufigkeit der Miss-
stände ist jedoch weder generell noch
für einzelne BK-Ziffern möglich, da eine
Bearbeitung aller BKen mit der derzeiti-
genPersonalausstattungimbehördlichen
Dienst nicht durchführbar ist.

Fazit für die Praxis

Die BK-Bearbeitung erfolgt in einem
weitgehend geschlossenen UVT-Sys-
tem, das die Verfahren beschleunigen,
aber auch den Ausgang zum Nachteil
des Versicherten beeinflussen kann.
Eine effektive Qualitätskontrolle zur
Verringerung der Missstände in BK-
Feststellungsverfahren fehlt. Dies führt
dazu, dass Versicherte erst in sozialge-
richtlichen Verfahren objektive Ermitt-
lungen erwarten können, obwohl UVT
dazu nach dem Amtsermittlungsgrund-
satz bereits im BK-Verfahren verpflich-
tet sind.
Die hauptsächlichen Defizite liegen in:
4 Intransparenz der Handlungsanlei-

tungen der UVT-Verwaltungen,
4 Missständen bei den Ermittlungen

der arbeitstechnischen Vorausset-
zungen,

4 Unkenntnis bzw. fehlender Berück-
sichtigung wissenschaftlicher und
BK-rechtlicher Voraussetzungen
durch Verwaltungen der UVT sowie
ihrer beratenden Ärzte und Gutach-
ter,

4 kontinuierlich abnehmender gewer-
beärztlicher Mitwirkung bei der BK-
Bearbeitung.
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Eine Umsetzung der Vorschläge dieser
Arbeit durch Ergänzungen des SGB VII
bzw. der BKV, die Implementierung von
interessenkonfliktfreien technischen
Sachverständigen und Kontrollgremien,
eine bessere personelle Ausstattung
und Aufwertung der Stellung der Staat-
lichen Gewerbeärztewürde die Zahl der
Missstände in BK-Verfahren erheblich
reduzieren.
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